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Beschluss der Senatskommission  
für die Benennung von Verkehrsflächen
Die Senatskommission für die Benennung von Ver-

kehrsflächen hat am 20. Mai 2026 beschlossen,

1.	 die nachstehend beschriebenen Verkehrsflächen wie 
folgt zu benennen:
im Bezirk Hamburg-Mitte
Stadtteil St. Pauli	 – Ortsteil 111 –
die Platzfläche zwischen Clemens-Schulz-Straße, 
Annenstraße und Detlev-Bremer-Straße,

S e m r a - E r t a n - P l a t z ,
nach Semra E. (31.05.1957 – 26.05.1982), Schriftstellerin 
und politische Aktivistin,
im Bezirk Wandsbek
Stadtteil Bramfeld	 – Ortsteil 515 –
die ca. 114 m lange und 8 m breite Anliegerstraße, 
schließt nordwestlich an eine ca. 205 m lange und ca. 2 

bis 3 m breite Wegeverbindung bis zur Bramfelder 
Chaussee an,

M ü t z e n d o r p s t e e d ,

Stadtteil Steilshoop	 – Ortsteil 516 –

die vom Fritz-Flinte-Ring in nördlicher Richtung abge-
hende Stichstraße, mit angrenzendem Parkplatz,

Fr i t z - F l i n t e - R i n g ,

Stadtteil Rahlstedt	 – Ortsteil 526 –

die ca. 130 m lange und 15 m breite Stichstraße, die in 
einer Wendekehre endet und von der bereits bestehen-
den Fläche Wiesenredder abgeht,

Wi e s e n r e d d e r.

Hamburg, den 26. Mai 2026

Die Behörde für Kultur und Medien
– Staatsarchiv –
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Erläuterungen zum Senatsbeschluss 2-2026

zu 1.

Semra Ertan

Semra Ertan ist am 26.05.1957 in Mersin, Türkei, gebo-
ren und ist am 26.05.1982 in Hamburg gestorben. Sie war 
von Beruf Dolmetscherin und technische Zeichnerin, aber 
auch als Schriftstellerin tätig. Am 26.05.1982 zündete sich 
Ertan aus Protest gegen Rassismus nahe des neu nach ihr 
benannten Platzes an.

Planfeststellungsverfahren  
– Teilbaumaßnahme Vier- und 

Marschlande, Binnenhochwasserschutz  
Schöpfwerk Dove Elbe –

Im Planfeststellungsverfahren „Teilbaumaßnahme Vier- 
und Marschlande, Binnenhochwasserschutz Schöpfwerk 
Dove Elbe“ (Aktenzeichen: 150.1408-600) hat die Vorha-
benträgerin, die Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft, vertreten durch den Landesbetrieb Stra-
ßen, Brücken und Gewässer, den Antrag auf Durchführung 
eines Planfeststellungsverfahrens nach § 68 Absatz  1 des 
Wasserhaushaltsgesetzes zurückgenommen. Die verfah-
rensführende Planfeststellungsbehörde der Behörde für 
Wirtschaft, Arbeit und Innovation hat daraufhin das Plan-
feststellungsverfahren mit sofortiger Wirkung eingestellt. 
Das Verfahren ist damit beendet und eingegangene Stel-
lungnahmen und Einwendungen haben sich erledigt.

Hamburg, den 9. Juni 2026

Die Behörde für Wirtschaft, Arbeit und Innovation
Amtl. Anz. S. 710

Bekanntgabe der Feststellung hinsichtlich 
einer UVP-Pflicht  

gemäß § 5 Absatz 2 UVPG
Die Firma TWG Tanklager Wilhelmsburg GmbH hat 

mit Schreiben vom 12.  Mai 2026 bei der Behörde für 
Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft – Immissi-
onsschutz und Abfallwirtschaft – eine Genehmigung nach 
§ 16 in Verbindung mit § 8a des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes für die Änderung einer Anlage, die der Lagerung 
von Flüssigkeiten dient, ausgenommen Anlagen, die von 
Nummer 9.3 erfasst werden, mit einem Fassungsvermögen 
von 10 000 Tonnen oder mehr, soweit die Flüssigkeiten 
einen Flammpunkt von 373,15 Kelvin oder weniger haben 
(Ziffer 9.2.1 des Anhangs 1 zur 4. BImSchV), auf dem 
Betriebsgrundstück Schluisgrove 27, 21107 Hamburg, 
beantragt.

Gemäß § 5 Absatz 1 des Gesetzes über die Umweltver
träglichkeitsprüfung (UVPG) wurde auf Grundlage der 
Angaben des Vorhabenträgers sowie eigener Informationen 
geprüft, ob nach den §§ 6 bis 14 UVPG für das Vorhaben 
eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich
keitsprüfung besteht.

Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles nach § 9 
UVPG in Verbindung mit §§ 7 und 5 UVPG hat nach über-
schlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der einschlägi-
gen Kriterien nach Anlage 3 UVPG ergeben, dass durch das 
beantragte Vorhaben keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen auf die in § 2 Absatz 1 UVPG genann-

ten Schutzgüter hervorgerufen werden können, sodass die 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht 
erforderlich ist.

Die wesentlichen Gründe für diese Entscheidung sind 
im UVP-Portal unter www.uvp-verbund.de/hh dargelegt.

Hamburg, den 11. Juni 2026

Die Behörde für Umwelt, Klima, Energie 
und Agrarwirtschaft

Amtl. Anz. S. 710 

Widmung von Verbreiterungsflächen  
in der Straße Schleestraße/Bezirk Altona

Nach § 8 in Verbindung mit § 6 des Hamburgischen 
Wegegesetzes in der Fassung vom 22.  Januar 1974 (Hmb-
GVBl.  S.  41, 83) werden im Bezirk Altona, Gemarkung 
Altona-Südwest, Ortsteil 202, mehrere insgesamt etwa 
975 m² große, in der Straße Schleestraße liegende Verbreite-
rungsflächen (Flurstück 1333 teilweise) mit sofortiger Wir-
kung dem öffentlichen Verkehr gewidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann beim 
Bezirksamt Altona, Management des öffentlichen Raumes, 
Raum 305, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg, eingesehen 
werden. Der räumliche Umfang dieser Widmung ergibt 
sich aus den entsprechenden Lageplänen und ist gelb 
gekennzeichnet.

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe beim Bezirksamt Altona, Fachamt 
Management des öffentlichen Raumes, Jessenstraße 1-3, 
22765 Hamburg, Widerspruch eingelegt werden.

Hamburg, den 10. Juni 2026

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 710

Widmung von Wegeflächen  
im Bezirk Harburg  

„Neuenfelder Fährdeich“
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes vom 

22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) in der jeweils gülti-
gen Fassung wird die im Bezirk Harburg, Gemarkung Has-
selwerder, Ortsteil 717, belegene unbenannte Wegeoberflä-
che auf dem Schlafdeich, parallel zum Neuenfelder 
Fährdeich verlaufend (Flurstück 1788 teilweise), nach etwa 
168 m abgehend von Hasselwerder Straße bis etwa 30 m 
nordwestlich der Einmündung Neuenfelder Damm, mit 
sofortiger Wirkung für den öffentlichen Fußgängerverkehr 
gewidmet.

Der räumliche Umfang dieser Widmung ergibt sich aus 
dem Lageplan und ist Bestandteil der Widmung.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe beim Bezirksamt Harburg, Fachamt 
Management des öffentlichen Raumes, Harburger Rathaus-
platz 4, 21073 Hamburg, Widerspruch eingelegt werden.

Hamburg, den 8. Juni 2026

Das Bezirksamt Harburg
Amtl. Anz. S. 710
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Öffentliche Ausschreibung

BIS ÖA 20262120266 – Rahmenvereinbarungen  
für die Lieferung von Ladungssicherungssystemen  

für Einsatzfahrzeuge der Polizei Hamburg 2026–2030
Auftraggeber:  

BVC Behörde für Inneres und Sport
1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 

auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil-
nahmeanträge einzureichen sind:
BVC Behörde für Inneres und Sport
Bruno-Georges-Platz 1
22297 Hamburg
Deutschland
+49 40428669210
ausschreibungen@polizei.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):
Öffentliche Ausschreibung [UVgO]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind (§ 38 UVgO):
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen
Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.

4)	 Maßnahmen zum Schutz der Vertraulichkeit (§ 29 
Absatz 3 UVgO) und ggf. Informationen zum Zugriff 
auf Vergabeunterlagen (§ 29 Abs. 3 UVgO):
Entfällt

5)	 Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 
Leistungserbringung:
Rahmenvereinbarungen für die Lieferung von 
Ladungssicherungssystemen für Einsatzfahrzeuge der 
Polizei Hamburg 2026–2030
Die Freie und Hansestadt Hamburg, vertreten durch 
das Beschaffungs- und Vergabecenter der Behörde für 
Inneres und Sport (organisatorisch angebunden bei der 
Polizei Hamburg), beabsichtigt im Auftrag der Polizei 
Hamburg den Abschluss von Rahmenvereinbarungen 
für die Lieferung von Ladungssicherungssystemen für 
Einsatzfahrzeuge der Polizei Hamburg 2026–2030.
Ort der Leistungserbringung: 22297 Hamburg

6)	 Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung  
(§ 22 UVgO): 
Losweise Ausschreibung: Nein

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):
Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Ausführungsfrist(en):
Entfällt

9)	 Vergabeunterlagen (§§ 29, 21 UVgO): 
	 Die Vergabeunterlagen sind über die Veröffentli-

chungsplattform der Freien und Hansestadt
https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 

evergabe.bieter/api/supplier/external/deeplink/ 
subproject/dee12129-9bdc-42d0-8594-

elektronisch abrufbar.
10)	 Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 

Bindefrist:
Teilnahme- oder Angebotsfrist:  
8. Juli 2026, 12.00 Uhr
Bindefrist: 30. September 2026

11)	 Höhe geforderter Sicherheitsleistungen  
(§ 21 Abs. 5 UVgO):

	 Entfällt

12)	 Wesentliche Zahlungsbedingungen oder die Angabe 
der Unterlagen, in denen sie enthalten sind: 

Entfällt

13)	 Unterlagen zur Beurteilung der Eignung und des 
Nichtvorliegens von Ausschlussgründen:

Allgemeines

•	 Firmenangaben

•	 Preisliste mit Einzelkomponenten 	  
(ggfs. inkl. Rabattsatz)

•	 Servicestandorte

•	 Angabe zur Mittelstandsförderung

Eignung

Befähigung zur Berufsausübung:

•	 Identifikationsnummer

•	 Eintragung in das Berufs- oder Handelsregister

•	 Registergericht

Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit:

•	 Erklärung zur wirtschaftlichen und finanziellen 
Leistungsfähigkeit

•	 Umsatzzahlen

Technische und berufliche Leistungsfähigkeit:

•	 Erklärung zu den vorhandenen personellen und 
technischen Mitteln

•	 Erklärung zu vergleichbaren Leistungen

•	 Erklärung über die Inanspruchnahme einer Eig-
nungsleihe

•	 Falls zutreffend: Erklärungen bei Weitervergabe 
von Leistungen an Unterauftragnehmer

•	 Falls zutreffend: Angaben des Unterauftragnehmers 
zur Eignung

•	 Falls zutreffend: Verpflichtungserklärung Unter-
auftragnehmer

Auftragsdurchführung

Bedingungen für die Ausführung des Auftrags:

•	 Erklärung über das Nichtvorliegen von Ausschluss-
gründen nach den §§ 123, 124 GWB

•	 Beachtung des Preisrechts

•	 Erklärung zur Tariftreue und zur Zahlung eines 
Mindestlohnes

•	 Erklärung zur sozialverträglichen Beschaffung 
(Beachtung der ILO-Kernarbeitsnormen)

•	 Erklärung zur umweltverträglichen Beschaffung

•	 Verpflichtung zur Zahlung von Steuern, Abgaben 
und Sozialversicherungsbeiträgen

•	 Nachweis der Einhaltung erforderlicher Sicher-
heitsnormen und technischer Standards (Unfallver-
meidung/ Insassenschutz).

14)	 Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunterla-
gen genannt (§ 43 UVgO):

Niedrigster Preis

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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15)	 Bevorzugung von Werkstätten für behinderte Men-
schen und Inklusionsbetrieben:
Der Zuschlag wird auf ein Angebot eines bevorzugten 
Bieters (Werkstätten für behinderte Menschen, Inklu-
sionsbetriebe und anerkannte Blindenwerkstätten) 
erteilt, wenn es mindestens so wirtschaftlich ist, wie das 
ansonsten wirtschaftlichste Angebot eines anderen Bie-
ters.
Bei der Beurteilung der Wirtschaftlichkeit der Ange-
bote wird der von dem bevorzugten Bieter angebotene 
Preis mit einem Abschlag von 10 % berücksichtigt. Zur 
Errechnung dieses Abschlags muss bei einer Bieterge-
meinschaft angegeben werden, welcher Anteil am 
Gesamtangebot auf den bevorzugten Bieter entfällt. Die 
Eigenschaft als bevorzugter Bieter ist durch Vorlage der 
staatlichen Anerkennung nachzuweisen. Inklusionsbe-
triebe können eine Eigenerklärung abgeben, in der das 
Vorliegen der Voraussetzungen des § 215 SGB IX darge-
legt wird.

Hamburg, den 4. Juni 2026

Die Behörde für Inneres und Sport 597

Offenes Verfahren 
Verfahren: FB 2026000918 – Gebäudereinigung in der 
Schule Duvenstedter Markt, Duvenstedter Markt 12, 

22397 Hamburg ab dem 15. März 2027
Auftraggeber: BVC Behörde für Finanzen und Bezirke 

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil-
nahmeanträge einzureichen sind:
BVC Behörde für Finanzen und Bezirke 
Adolphsplatz 3-5 
20457 Hamburg 
Deutschland 
+49 40428231386 
+49 40427310686 
ausschreibungen@fb.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO)
Offenes Verfahren (EU) [VgV] 

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind (§ 38 UVgO):
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.
Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.

4)	 Entfällt
5)	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis-

tungserbringung:
	 Gebäudereinigung in der Schule Duvenstedter Markt, 

Duvenstedter Markt 12, 22397 Hamburg ab dem 
15. März 2027
Ausgeschrieben wird die Unterhaltsreinigung in der 
Schule Duvenstedter Markt. Zu reinigen sind Schul
gebäude mit einer Fläche von ca. 3.920 m² und eine 
Sport- sowie eine Gymnastikhalle mit einer zu reini-
genden Fläche von ca. 634 m² bzw. ca. 302 m² ab dem 
15. März 2027.
Ort der Leistungserbringung: 22397 Hamburg 

6)	 Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung  
(§ 22 UVgO): 
Losweise Ausschreibung: Nein 

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):
Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Ausführungsfrist(en):
Von: 15. März 2027 bis unbefristet

9)	 Vergabeunterlagen (§§ 29, 21 UVgO): 
Die Vergabeunterlagen sind über die Veröffentli-
chungsplattform der Freien und Hansestadt Hamburg

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/api/supplier/external/deeplink/ 

subproject/189e5601-2ef8-451d-a980-f90508e157ef
elektronisch abrufbar.

10)	 Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 
Bindefrist:
Teilnahme- oder Angebotsfrist:�  
15. Juli 2026, 10.00 Uhr�  
Bindefrist: 14. März 2027

11)	 Entfällt
12)	 Entfällt 
13)	 Entfällt
14)	 Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunterla-

gen genannt (§ 43 UVgO):
Wirtschaftlichstes Angebot: UfAB 2018:�  
Einfache Richtwertmethode

Hamburg, den 29. Mai 2026

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 598

Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VgV VV 063-26 MR

Verfahrensart: Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewett-
bewerb (EU)

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neubau einer Stadtteilschule und Erweiterung 
eines Gymnasiums am Standort Turnierstieg 18/24 
in Hamburg – Leistungen der Wirtschaftsprüfung

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 120.000,– Euro

Leistungszeitraum: 42 Monate

Schlusstermin für die Einreichung der Teilnahmeanträge: 
3. Juli 2026, 14.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen

Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.

Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
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Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von SBH | Schulbau Hamburg unter:	  
https://schulbau.hamburg
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 4. Juni 2026

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 599

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 298-26 SW
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zubau Zweifeldhalle 
Bondenwald 14b in 22453 Hamburg
Bauauftrag: Bondenwald 14b – Bodenbelag
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 158.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
Beginn ca. Dezember 2026; 
Fertigstellung ca. Februar 2027
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
2. Juli 2026, 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de
Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen/.
Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.
Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von SBH | Schulbau Hamburg unter:	  
https://schulbau.hamburg.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 8. Juni 2026

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 600

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 318-26 SW
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung zweier Fachklassen inkl. Sammlung 
Neumann-Reichardt-Straße 20 in 22041 Hamburg
Bauauftrag: Neumann-Reichardt-Straße 20 – Sanitär
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 29.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
Beginn schnellstmöglich nach Beauftragung; 
Fertigstellung ca. August 2026
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
2. Juli 2026, 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de
Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen/.
Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.
Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von SBH | Schulbau Hamburg unter:	  
https://schulbau.hamburg.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 10. Juni 2026

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 601

Offenes Verfahren

Verfahren: BAA OV 2026-10-0638 – Abschluss einer 
Rahmenvereinbarung über die Errichtung, 

Reinigung und Instandsetzung von Verkehrszeichen 
für den Landesbetrieb Verkehr

Auftraggeber: BVC Altona

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil-
nahmeanträge einzureichen sind:
Bezirksamt Altona
Platz der Republik 1
22765 Hamburg
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Deutschland
+49 4042811
ausschreibungen@altona.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):

Offenes Verfahren (EU) [VgV]   

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind (§ 38 UVgO):

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

4)	 Entfällt

5)	 Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 
Leistungserbringung:

Abschluss einer Rahmenvereinbarung über die Errich-
tung, Reinigung und Instandsetzung von Verkehrs
zeichen für den Landesbetrieb Verkehr

Die Freie und Hansestadt Hamburg, vertreten durch 
das Beschaffungs- und Vergabecenter des Bezirksamtes 
Altona (Vergabestelle), beabsichtigt im Auftrag für den 
Landesbetrieb Verkehr (LBV) den Abschluss einer 
Rahmenvereinbarung für die Jahre 2026 bis 2030 über 
die Reinigung, Instandsetzung und Neuinstallation 
von Verkehrszeichen auf den vom LBV bewirtschafte-
ten Parkflächen in Hamburg.

Ort der Leistungserbringung: 20537 Hamburg 

6)	 Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung  
(§ 22 UVgO): 

Losweise Ausschreibung: Nein

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Entfällt

9)	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunter
lagen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können:

 https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/api/supplier/external/deeplink/ 

subproject/c2170939-d630-49c1-a782-7b729818a701  

10)	 Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 
Bindefrist:

Teilnahme- oder Angebotsfrist:  
3. Juli 2026, 10.00 Uhr

Bindefrist: 1. September 2026 

11)	 Entfällt 

12)	 Entfällt

13)	 Entfällt  

14)	 Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunterla-
gen genannt (§ 43 UVgO):

Niedrigster Preis  

Hamburg, den 3. Juni 2026

Das Bezirksamt Altona 602

Offenes Verfahren

Verfahren: BAA OV 2026-10-0777 – Erbringung von 
Dienstleistungen für Empfangs- und Führungsdienste 

im Hamburger Rathaus

Auftraggeber: BVC Altona

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 

Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil-
nahmeanträge einzureichen sind:

Bezirksamt Altona 
Platz der Republik 1 
22765 Hamburg 
Deutschland 
+49 4042811 
ausschreibungen@altona.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):

Offenes Verfahren (EU) [VgV]   

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind (§ 38 UVgO):

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

4)	 Entfällt

5)	 Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 
Leistungserbringung:

Erbringung von Dienstleistungen für Empfangs- und 
Führungsdienste im Hamburger Rathaus

Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH), vertreten 
durch das Beschaffungs- und Vergabecenter des 
Bezirksamtes Altona (Vergabestelle), beabsichtigt im 
Auftrag des Landesbetriebs RathausService den Ab
schluss eines Dienstleistungsvertrages über die Erbrin-
gung von Dienstleistungen am Empfang des Ham
burger Rathauses sowie die Durchführung von Füh-
rungen durch das Hamburger Rathaus.

Ort der Leistungserbringung: 20095 Hamburg 

6)	 Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung  
(§ 22 UVgO): 

Losweise Ausschreibung: Nein

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Entfällt

9)	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunter
lagen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können:

 https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/api/external/deeplink/subproject/ 

cc424c6b-5c19-48d1-bc30-08406cdd325f  

10)	 Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 
Bindefrist:

Teilnahme- oder Angebotsfrist:  
3. Juli 2026, 10.00 Uhr

Bindefrist: 1. September 2026

11)	 Entfällt 

12)	 Entfällt

13)	 Entfällt  

14)	 Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunterla-
gen genannt (§ 43 UVgO):

Wirtschaftlichstes Angebot:�  
Freie Verhältniswahl Preis/Leistung 
Preis-/Leistungsverhältnis (%): 60/40  

Hamburg, den 4. Juni 2026

Das Bezirksamt Altona 603
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1	 GRUNDLAGEN

Die Hamburgische Investitions- und Förderbank (IFB 
Hamburg) ist die Förderbank der Freien und Hansestadt 
Hamburg (FHH). Sie unterstützt den Senat bei der Erfül-
lung öffentlicher Aufgaben. Dabei führt sie im staatlichen 
Auftrag Fördermaßnahmen, insbesondere Finanzierungen 
im Einklang mit den Beihilfevorschriften der Europäischen 
Union und unter Beachtung des gemeinschaftsrechtlichen 
Diskriminierungsverbotes, im eigenen Namen durch.

Als Förderbank der FHH fokussiert sich die Geschäftstätig-
keit der IFB Hamburg auf die Förderung von Projekten 
oder Betriebsstätten im Hamburger Stadtgebiet.

Die Förderung erfolgt insbesondere durch die Gewährung 
von Darlehen und Zuschüssen sowie durch die Übernahme 
von Sicherheitsleistungen. Entsprechend den EU-rechtli-
chen Vorgaben für Förderinstitute verfügt die IFB Ham-
burg über die staatlichen Garantien der Anstaltslast und 
Gewährträgerhaftung.

Die FHH haftet zudem im Rahmen einer Refinanzierungs-
garantie unmittelbar für die von der IFB Hamburg aufge-
nommenen Darlehen und Kredite sowie für Kredite, die 
von der IFB Hamburg gewährleistet werden. Diese unmit-
telbare Haftung erstreckt sich auch auf die von der IFB 
Hamburg emittierten Inhaber- und Namensschuldver-
schreibungen.

Zusätzlich zu den vorgenannten Haftungsregelungen 
besteht zugunsten der IFB Hamburg ein in § 17 Abs. 3 des 
Gesetzes über die Hamburgische Investitions- und Förder-
bank (IFBG) verankerter Verlustausgleich, der die FHH 
verpflichtet, Verluste der IFB Hamburg auszugleichen, 
wenn die jährlichen Aufwände nicht durch Erträge gedeckt 
sind. Über den Vertrag zum Verlustausgleich und den Ver-
trag zum Zinsausgleich erhält die IFB Hamburg von der 
FHH zudem Ausgleichszahlungen für die gewährten Sub-
ventionen. Die IFB Hamburg weist deshalb in jedem 
Geschäftsjahr ein mindestens ausgeglichenes Geschäftser-
gebnis aus.

Die IFB Hamburg ist mit dem Inkrafttreten der CRD V am 
27.  Juni 2019, wie andere Förderinstitute auch, kein 
CRR-Kreditinstitut mehr und fällt auch nicht mehr in den 
Anwendungsbereich der SSM-Verordnung, sondern unter-
liegt der deutschen Bankenaufsicht.

Ziele und Strategien der Bank leiten sich aus dem gesetzli-
chen Auftrag ab und werden jährlich im Rahmen einer 
Geschäfts- und Risikostrategie konkretisiert und mit dem 
Verwaltungsrat abgestimmt.

Die Gesamtbanksteuerung der IFB Hamburg umfasst sämt-
liche Systeme, Prozesse und Maßnahmen zur Ausrichtung 
der Unternehmensaktivitäten auf die Strategien und Ziele 
der Bank.

Ausgehend von einer Geschäfts- und Risikostrategie wer-
den in einem jährlichen Turnus revolvierend ein kurzfristi-
ger Wirtschaftsplan, eine Mittelfristplanung und eine Kapi-
talplanung erstellt. Die Steuerung der Vertriebseinheiten 
erfolgt anhand unterjähriger Plan-Ist-Vergleiche.

2	 WIRTSCHAFTLICHE RAHMENBEDINGUNGEN

Die gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen waren im 
Geschäftsjahr 2025 weiterhin von einer schwachen kon-

junkturellen Entwicklung geprägt. Nach den Belastungen 
der Vorjahre gelang der deutschen Wirtschaft keine nach-
haltige Erholung, sodass sich das Wachstum nahe der Stag-
nation bewegte. Während einzelne Dienstleistungsbereiche 
eine gewisse Stabilität zeigten, blieben Industrie, Bauwirt-
schaft und investitionsabhängige Branchen durch eine 
schwache Nachfrage, hohe Kostenbelastungen und anhal-
tende Unsicherheiten beeinträchtigt.

Zunehmend traten im Jahr 2025 strukturelle Schwächen 
der deutschen Wirtschaft in den Vordergrund. Hohe Ener-
gie- und Arbeitskosten, eine ausgeprägte Regulierungsin-
tensität sowie eine zurückhaltende Investitionsneigung 
belasteten die Wettbewerbsfähigkeit vieler Unternehmen. 
Die konjunkturelle Schwäche war damit weniger als kurz-
fristiges zyklisches Phänomen zu bewerten, sondern Aus-
druck einer tiefergehenden strukturellen Anpassungsphase.

Diese Entwicklung spiegelte sich auch in einer deutlich 
erhöhten Zahl von Unternehmensinsolvenzen wider. Nach 
dem Auslaufen der staatlichen Unterstützungsmaßnahmen 
aus der Coronakrise kam es zu Nachholeffekten, die 2025 in 
Verbindung mit der angespannten wirtschaftlichen Lage zu 
einem hohen Insolvenzaufkommen führten. Besonders 
betroffen waren kostenintensive und wettbewerbsbelastete 
Branchen. Die Insolvenz-entwicklung verdeutlichte die 
zunehmende wirtschaftliche Belastung weiter Teile der 
Unternehmenslandschaft.

Auch der Immobilien- und Bausektor stand im Jahr 2025 
weiterhin unter Druck. Steigende Bauzinsen, hohe Baukos-
ten und eine verhaltene Investitionsbereitschaft wirkten 
dämpfend auf Neubautätigkeit und Transaktionsvolumen. 
Gleichzeitig blieb der Wohnungsmarkt durch ein knappes 
Angebot und steigende Mieten angespannt, während eine 
spürbare Ausweitung des Wohnungsangebots ausblieb. Ins-
gesamt war das wirtschaftliche Umfeld 2025 von erhöhter 
Unsicherheit und eingeschränkter Wachstumsdynamik 
geprägt.

Nach vorliegenden Indikatoren entwickelte sich die deut-
sche Wirtschaftsleistung insgesamt nahe der Stagnation, 
mit einem Wachstum von 0,2 Prozent im Vergleich zum 
Vorjahr. Dies ist vor allem auf erhöhte Konsumausgaben 
der privaten Haushalte und des Staates zurückzuführen. 
Die Wirtschaftsleistung in Hamburg konnte im dritten 
Quartal 2025 um 0,6 Prozent zulegen und entwickelte sich 
günstiger als der Bundesdurchschnitt. Insgesamt erwies 
sich der Wirtschaftsstandort Hamburg als widerstandsfä-
hig, ohne jedoch eine nachhaltige Erholung zu erreichen. 
Gleichzeitig ist zu konstatieren, dass die wirtschaftliche 
Entwicklung vergleichsweise besser verlief als im Bundes-
durchschnitt.

Der Wohnungsbau in Hamburg konnte sich insbesondere 
auf Grund der umfangreichen öffentlichen Förderung bes-
ser entwickeln als im Bundesgebiet insgesamt. In diesem 
Umfeld kam dem öffentlich geförderten Wohnungsbau 
erneut eine zentrale stabilisierende Bedeutung zu. Die 
anhaltend hohe Nachfrage nach bezahlbarem Wohnraum 
unterstrich die strukturelle Knappheit in diesem Segment 
und die Notwendigkeit staatlicher Förderimpulse. Der 
öffentlich geförderte Wohnungsbau stellte weiterhin einen 
wesentlichen Stützpfeiler der Bauwirtschaft dar und leistete 
einen wichtigen Beitrag zur Versorgung breiter Bevölke-
rungsschichten mit bezahlbarem Wohnraum.

HAMBURGISCHE INVESTITIONS- UND FÖRDERBANK 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts, Hamburg

Lagebericht 2025
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Vor diesem Hintergrund setzte die IFB Hamburg im 
Geschäftsjahr 2025 ihren Förderauftrag konsequent fort. 
Schwerpunkte bildeten erneut die Förderung des sozialen 
Wohnungsbaus, die energetische Modernisierung des 
Gebäudebestands, die Unterstützung von Unternehmen 
sowie die Stärkung von Innovation und Gründungstätig-
keit. Die Ausweitung und Weiterentwicklung der Förder-
programme trug zur Stabilisierung der Investitionstätigkeit 
in Hamburg bei und unterstützte die wirtschafts- und 
strukturpolitischen Ziele des Senats.

3	 GESCHÄFTSENTWICKLUNG

3.1	 GESCHÄFTSVERLAUF

Die IFB Hamburg unterstützt die FHH mit ihrer Förde-
rung in ihren originären drei Geschäftsfeldern bei der 
Umsetzung aktueller gesellschaftlicher Herausforderungen 
in wichtigen Zukunftsthemen:

–	 „Wohnungsbau“,

–	 „Wirtschaft und Umwelt“,

–	 „Innovation“.

Die Förderungen im sozialen Wohnungsbau richten sich an 
Privatpersonen und Wohnungsbauunternehmen zum Zwe-
cke des Mietwohnungsbaus, der Modernisierung oder der 
Nutzung erneuerbarer Energien. Dabei fördert die IFB 
Hamburg den Klimaschutz und den barrierefreien Umbau. 
Die IFB Hamburg engagiert sich im Hamburger „Bündnis 
für das Wohnen“, das vom Senat mit der Hamburger Woh-
nungswirtschaft initiiert wurde.

Die Förderprogramme des Geschäftsfelds Wirtschaft und 
Umwelt richten sich sowohl an Existenzgründer als auch an 
etablierte Unternehmen. Ihr Ziel ist es, den Wirtschafts-
standort Hamburg zu stärken, mit besonderem Fokus auf 
die mittelständische Wirtschaft. Im Bereich der Umweltför-
derung werden Projekte unterstützt, die auf Energie- und 
Ressourceneinsparungen abzielen. Darüber hinaus erhalten 
Unternehmen Förderungen für ihre Digitalisierungsvorha-
ben.

Zur Unterstützung der Hamburger Wirtschaft hat die IFB 
Hamburg ab März 2020 umfangreiche Soforthilfemaßnah-
men eingeleitet, um die ökonomischen Folgen der Coro-
na-Krise zu mildern. Die aufgesetzten Zuschussprogramme 
zur Krisenbewältigung wurden mit Landes- sowie Bundes-
mitteln realisiert und in den Jahren 2021 und 2022 noch 
einmal erheblich ausgebaut und fortgeführt.

Mit der Hamburger Corona Soforthilfe, die sich aus Lan-
des- und Bundesmitteln zusammensetzt, wurden an von der 
Pandemie betroffene Solo-Selbstständige, Freiberufler 
sowie kleine und mittlere Betriebe aus Hamburg im Jahr 
2020 Zuschüsse ausgezahlt. Im Rahmen der Mittelverwen-
dungsprüfung wurden zu viel gewährte Mittel zurückgefor-
dert, die auf Grund von Widerspruchs- und Klageverfahren 
sowie von Stundungsvereinbarungen noch nicht vollstän-
dig zurückgezahlt wurden.

Die Überbrückungshilfen wurden bis 2023 ausgezahlt. In 
der sich anschließenden Nachweisphase wurde mit den 
sogenannten End- und Schlussabrechnungen begonnen. In 
dieser Phase werden den Prognosewerten die tatsächlichen 
Zahlen gegenübergestellt werden, und es kann daher zu 
nachträglichen Auszahlungen, aber auch zu Rückforderun-
gen kommen. Die Bearbeitung der Endabrechnungen 
wurde im Jahr 2025 abgeschlossen, die Bearbeitung der 
Schlussabrechnungen wird voraussichtlich im Jahr 2026 
abgeschlossen werden können.

Die Innovationsförderung wird durch die Innovationsagen-
tur der IFB Hamburg und ihre Tochtergesellschaft IFB 
Innovationsstarter GmbH umgesetzt. Die IFB Innovations-
starter GmbH hält als Managementgesellschaft die Beteili-
gung an der Innovationsstarter Fonds Hamburg GmbH 
treuhänderisch für die FHH. Die Innovationstarter Fonds 
Hamburg GmbH erwirbt Beteiligungen an Start-ups.

Der größte Anteil am Neugeschäftsvolumen lag im Jahr 
2025 im Geschäftsfeld Wohnungsbau, gefolgt von den 
Geschäftsfeldern Innovation sowie Wirtschaft und Umwelt. 
Insgesamt wurde im Jahr 2025 ein Neugeschäftsvolumen 
von 1.764,4 Mio. € (Vorjahr: 1.847,7 Mio. €) erzielt. Dieses 
resultiert aus bewilligten Darlehen in einem Umfang von 
1.060,6 Mio. € und den bewilligten Zuschüssen in einem 
Umfang von 703,8 Mio. €.

Das Neugeschäftsvolumen der Darlehen im Geschäftsfeld 
Wohnungsbau sank im Vergleich zum Vorjahr um 6,1 Mio. 
€ auf 982,3 Mio. €, ist aber dennoch vergleichsweise auf 
einem hohem Niveau. Die bewilligten Zuschüsse lagen  
rd. 80,9 Mio. € unterhalb denen des Vorjahres und erreich-
ten ein Volumen von 644,4  Mio.  €. Der mit dem Neuge-
schäft verbundene Subventionsbarwert verringerte sich auf 
734,7 Mio. € (Vorjahr: 776,9 Mio. €). Der Subventionsbar-
wert (Gegenwartswert) stellt die Summe aller abgezinsten 
Subventionszahlungen dar, die während des Förderzeit-
raums eines Programms von der FHH geleistet werden.

Im abgelaufenen Jahr hat die IFB Hamburg, bei weiterhin 
herausfordernden Investitionsbedingungen im Wohnungs-
bau, Förderungen für den Bau von 2.742 sozial gebundenen 
Neubauwohnungen bewilligt (Vorjahr: 3.092). Die leichte 
Abnahme der Förderzahlen gegenüber dem Vorjahr ist 
angesichts der immer noch schwierigen Rahmenbedingun-
gen für den Wohnungsbau aus Sicht der IFB Hamburg 
weiter als gutes Ergebnis einzustufen. Maßgeblich ist hier-
bei weiterhin der Drittelmix. Diese Vereinbarung aus dem 
Bündnis für das Wohnen in Hamburg sieht ein Drittel 
öffentlich geförderter Mietwohnungsbau, ein Drittel frei 
finanzierter Mietwohnungsbau, ein Drittel Eigentumswoh-
nungsbau vor und setzt die Förderzahlen damit in ein 
direktes Verhältnis zu den erteilten Baugenehmigungen 
setzt. In Relation zu den gesamten Baugenehmigungen in 
Hamburg von 6.732 Wohnungen ist der Anteil der geförder-
ten Wohnungen mit über 40 % hoch. Auch wenn die sprung-
haften Entwicklungen von Zinsen und Baukosten aus den 
Vorjahren inzwischen seitwärts verlaufen, bleiben die 
Bedingungen für die Investoren im Wohnungsbau für 
Erstellung von bezahlbarem Wohnraum herausfordernd. 
Insbesondere der frei finanzierte Wohnungsbau ist betrof-
fen, eine größere Zahl von Projekten am Markt wird auf 
Grund der Rahmenbedingungen, wie bereits 2024, in sozial 
geförderte Objekte umgeplant. Zudem bestehen weiterhin 
Unsicherheiten über die Ausgestaltung der zukünftigen 
Bundesförderung, was Planungen der Vorhaben mit in der 
Regel langen Vorlaufzeiten erschwert. Hinzu kommt die 
Knappheit an baureifen und verfügbaren Grundstücken.

Das Förderprogramm zum Erhalt auslaufender Bindungen 
im 1. Förderweg hat sich erfolgreich etabliert, sodass für 
1.976 Wohneinheiten (WE) Bindungsverlängerungen (Vor-
jahr: 1.798) generiert werden konnten. Insgesamt ergeben 
sich aus den im Jahr 2025 vorgenommenen Förderungen 
von Neubauwohnungen, Modernisierungen und dem 
Ankauf von Wohnungen mit Belegungsbindungen 6.369 
geförderte Wohnungen mit Mietpreis- und Belegungsbin-
dungen (Vorjahr: 5.611). 2025 konnten Förderungen für 
2.349 (Vorjahr: 2.790) Wohnungen mit 30-jähriger Bindung 
bewilligt werden. Dies stellt einen wichtigen Beitrag zur 
Stabilisierung des Wohnungsbestands im sozialen Woh-
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nungsbau dar. Die Fertigstellung von sozial gebundenen 
Neubauwohnungen belief sich im Jahr 2025 auf 1.953 Woh-
nungen (Vorjahr: 2.261).

Im Bereich der Modernisierungsprogramme konnten Mit-
tel für 6.708 (Vorjahr: 4.557) Wohneinheiten zur Verfügung 
gestellt werden, was einer Steigerung um 47 % gegenüber 
dem Vorjahr entspricht. Eine deutliche Zunahme konnte 
auch für Programme mit Mietpreis- und Belegungsbindun-
gen mit 1.625 Wohneinheiten (Vorjahr: 670) verzeichnet 
werden. Bei den Bestandshaltern erfolgt eine zunehmende 
Fokussierung auf die Modernisierung ihrer Bestände. 
Beeinflusst wird die Nachfrage nach diesen Förderprogram-
men von der sich zwar abschwächenden, aber immer noch 
laufenden Neubautätigkeit der Investoren und weiter ver-
bundenen Kapazitätsengpässen, von weitreichenden Regu-
lierungen wie dem Mietrechtsänderungsgesetz sowie insbe-
sondere den Zinsen und Baupreisen auf hohem Niveau in 
Verbindung mit einem geringen Grundstücksangebot.

Im Geschäftsfeld Wirtschaft und Umwelt sind die bewil-
ligten Zuschüsse um 4,8 Mio. € auf 18,7 Mio. € gestiegen. 
Die Bewilligungen von Darlehen (inkl. Bürgschaften) 
erfolgten in Höhe von 60,5 Mio. € und lagen damit deutlich 
über dem Vorjahresniveau von 34,0 Mio. €. Ursächlich 
waren insbesondere die gestiegene Nachfrage im Ham-
burg-Kredit Investition, das erfolgreiche Neugeschäftsvolu-
men beim Hamburg-Kredit Gründung und Nachfolge von 
25,9 Mio. € (Vorjahr: 25,1 Mio. €) sowie das neue Förderpro-
gramm Hamburg-Kredit Digital.

Das 2025 bewilligte Zuschussvolumen im Geschäftsfeld 
Innovation sank auf insgesamt 39,6 Mio. € (Vorjahr:  
51,6 Mio. €). Der Rückgang ist auf den Sondereffekt zurück-
zuführen, dass im Jahr 2024 ein Zuschussvolumen von  
10,5 Mio. € als mehrjährige Kapitalausstattung für den 
Innovationsstarter Fonds Hamburg III bewilligt worden 

war, das erst in den Folgejahren an die endbegünstigten 
Startups weiterbewilligt wurde und wird. Die Förderung 
der innovativen Start-ups und der Forschungs- und Ent-
wicklungsvorhaben (FuE) bestehender Unternehmen 
konnte erfolgreich umgesetzt werden. Ein gutes Neuge-
schäftsvolumen wurde in den Regelprogrammen der 
PROFI-Familie und bei den Start-up-Programmen Inno-
Founder, InnoImpact, InnoRampUp und InnoFinTech 
erzielt. Hinzu kamen Bewilligungen aus dem Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) sowie verschie-
dene Einzelmaßnahmen. Fortgesetzt wurde zudem die neue 
Förderung aus RegioInnoGrowth (RIG) für die 15,4 Mio. € 
aus Bundes- und Landesmitteln als Darlehen an die zwei 
Intermediäre Innovationsstarter Fonds Hamburg GmbH 
und Mittelständische Beteiligungsgesellschaft Hamburg mbH 
zugesagt werden konnten.

3.2	 LAGE

Als Förderinstitut der FHH steht für die IFB Hamburg die 
Erreichung der öffentlichen Förderziele im Vordergrund. 
Sie erfüllt ihren gesetzlichen Auftrag als Förderinstitut, 
wonach die Geschäftstätigkeit nicht auf Gewinnerzielung 
ausgerichtet ist und unter Beachtung der förderpolitischen 
Zielsetzungen sowie nach kaufmännischen Grundsätzen zu 
erfolgen hat. Die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
sowie die Leistungsindikatoren sind daher stets im Kontext 
der besonderen Aufgabenstellung und des gesellschaft
lichen Auftrags der Bank sowie der Verpflichtung zur Wett-
bewerbsneutralität zu beurteilen.

Die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Bank ist im 
Jahr 2025 als geordnet anzusehen. Es wurde ein  
Jahresüberschuss in Höhe von 2,0 Mio. € (Vorjahr: 3,0 Mio. €) 
erzielt. Dieser Wert liegt leicht unter dem im Vorjahr prog-
nostizierten Jahresüberschuss.

3.2.1	 Ertragslage
Zusammenfassend stellt sich die Ertragslage wie folgt dar.

GuV in Mio. € 2025 2024 +/- absolut

Zinsüberschuss 95,2 93,3 1,9

Provisionsergebnis -1,3 -1,1 -0,2

Sonstige betriebliche Erträge 29,2 25,4 3,8

Summe der Erträge 123,1 117,6 5,5

Allgemeiner Verwaltungsaufwand 69,1 61,2 7,9

davon Personalaufwand 33,2 29,8 3,4

Sonstige betriebliche Aufwendungen 1,1 0,5 0,6

Abschreibungen 1,4 1,3 0,1

Betrieblicher Aufwand 71,6 63,0 8,6

Ergebnis vor Risikovorsorge/Bewertung 51,5 54,6 -3,1

Risikovorsorge/Bewertung 25,5 17,4 8,1

davon Zuführung zu den Vorsorgereserven nach § 340f HGB 9,0 14,5 -5,5

davon Zuführung Fonds für allgemeine Bankrisiken  
nach § 340g HGB 18,0 0,0 18,0

Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit 26,0 37,2 -11,2

Zuschussergebnis -24,0 -34,2 10,2

Jahresüberschuss 2,0 3,0 -1,0

Die Summe der Erträge lag im abgelaufenen Geschäftsjahr 2025 leicht über dem Vorjahresergebnis.

Der Zinsüberschuss für 2025 liegt rd. 1,9 Mio. € bzw. 2  % 
über dem Vorjahreswert. Dieser Anstieg ist insbesondere 

auf einen rund 11,6 Mio. € höheren Zinsausgleichsbetrag 
zurückzuführen, in dem sich sowohl ein höherer Zinssatz 

717



Amtl. Anz. Nr. 48Freitag, den 19. Juni 2026

für den Zinsausgleich (+0,34 Prozentpunkte) als auch ein 
höheres Darlehensvolumen im Mietwohnungsbau wider-
spiegelt. Diesem höheren Zinsausgleich steht ein gestiege-
ner Refinanzierungsaufwand (Zinsaufwand für die Refinan-
zierungsmittel inklusive Nettoergebnis der Zinssicherungs-
geschäfte) gegenüber, in dem sich die Marktzinsentwick-
lung niederschlägt. Den gesunkenen Zinsaufwendungen 
aus Derivaten stehen deutlich rückläufige Zinserträge aus 
Derivaten gegenüber, das Zinsergebnis aus Derivaten liegt 
unter dem Vorjahresniveau.

Die sonstigen betrieblichen Erträge umfassen insbesondere 
Erstattungen der FHH für die Programmbearbeitung in 
Höhe von insgesamt 23,9 Mio. €. Hiervon entfällt ein Betrag 
von 17,8 Mio. € (Vorjahr: 15,9 Mio. €) auf die Durchführung 
der Corona-Maßnahmen, dem gleichhohe Kosten, insbe-
sondere Verwaltungsaufwendungen gegenüberstehen. Diese 
Kosten werden über den Mittelbedarf der FHH bzw. dem 
Bund abgerechnet, sodass diese Maßnahmen für die IFB 
Hamburg ergebnisneutral sind.

Die allgemeinen anderen Verwaltungsaufwendungen sind 
insbesondere durch einen Anstieg der Kosten für die Bear-
beitung der Corona-Maßnahmen und der IT-Kosten, in 
denen sich auch ein erhöhter Personalbestand nieder-
schlägt, auf insgesamt 35,8 Mio. € (Vorjahr: 31,4 Mio. €) 
angestiegen. Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen 
beinhalten die Aufzinsung der Rückstellungen für Pensio-
nen und Altersteilzeit. In den Abschreibungen sind Wert-
minderungen von Sachanlagen und von immateriellen Ver-
mögensgegenständen enthalten.

Die Risikovorsorge für Forderungen im Kreditgeschäft 
resultiert primär aus der Bildung der Vorsorgereserven nach 
§ 340  f HGB (9 Mio. €) und der Eigenkapital stärkenden 
Aufstockung des Sonderpostens nach § 340 g HGB für allge-
meine Bankrisiken. Einzelwertberichtigungen sind nur in 
geringem Umfang angefallen, der Bestand der Pauschal-
wertberichtigungen konnte auf Basis der Risikoparameter 
des Kreditportfolios reduziert werden. In den Pauschal-
wertberichtigungen berücksichtigt ist weiterhin ein 
Management-Overlaybetrag, mit dem die IFB Hamburg vor 
dem Hintergrund der bestehenden geopolitischen und wirt-
schaftlichen Unsicherheiten analog zur o. g. Aufstockung 
der § 340 f Vorsorgereserve Vorsorge für künftige, nicht 
konkret absehbare Wertminderungen im Kreditportfolio 
betreibt. Die IFB Hamburg hat in angemessenem Umfang 
Risikovorsorge gebildet.

3.2.2	 Zuschusszahlungen

Einen wesentlichen Bestandteil des Fördergeschäfts der 
IFB Hamburg bilden die gewährten Zuschüsse, die bei der 
Auszahlung als Zuschussaufwendungen in die GuV ein
gehen. Zuschüsse, welche die IFB Hamburg im Gegenzug 
von der FHH erhält, fließen als Zuschussertrag in die GuV 
ein. Die Zuschussaufwendungen sind um 66,2 Mio. € auf  
286,9 Mio. € angestiegen. Der größte Anteil der Zuschuss
aufwendungen entfällt mit insgesamt 179,3 Mio. € auf den 
Wohnungsbau, der größte Anstieg gegenüber dem Vorjahr 
zeigt sich im Geschäftsfeld Wirtschaft und Umwelt, resul-
tierend aus den Corona-Überbrückungshilfen.

Zuschüsse in Mio. € 2025 2024 +/- absolut

Aufwendungen für Fördermaßnahmen  

Einmalzuschüsse 163,7 99,9 63,8

davon Wohnungsbau 56,1 40,9 15,2

davon Wirtschaft und Umwelt 76,4 19,9 56,5

davon Innovation 31,2 39,1 -7,9

Laufende Zuschüsse Wohnungsbau 123,2 120,8 2,4

Zuschussaufwendungen 286,9 220,7 66,2

Erträge aus Zuschüssen  

Zuweisungen der FHH 246,7 175,3 71,4

davon Zuweisungen für Fördermaßnahmen 154,6 84,1 70,5

davon Verlustausgleich 85,3 85,7 -0,4

davon Sonderfonds Innovation & Luftfahrt 6,8 5,5 1,3

Entnahme aus dem Innovationsfonds 16,2 11,2 5,0

Zuschusserträge 262,9 186,5 76,4

Zuschussergebnis -24,0 -34,2 10,2

Im Bereich des Wohnungsbaus werden einmalige und lau-
fende Zuschüsse an die Fördernehmer ausgezahlt. Der 
Anteil der laufenden Zuschüsse lag bei 69 % im Jahr 2025 
(Vorjahr: 75 %).

Die größten Einzelposten der Zuschüsse sind:

•	 Aufwendungszuschüsse:  
102,0 Mio. € (Vorjahr: 96,5 Mio. €),

•	 Baukostenzuschüsse: 
31,9 Mio. € (Vorjahr: 33,2 Mio. €),

•	 Zuschüsse für Modernisierung und Instandhatung:  
29,5 Mio. € (Vorjahr: 14,6 Mio. €) sowie

•	 Klimaschutzzuschüsse: 
14,9 Mio. € (Vorjahr: 16,0 Mio. €).

Der Bereich der Wirtschafts- und Umweltförderung vergibt 
Zuschüsse. Im abgelaufenen Geschäftsjahr hatten die 
Zuschusszahlungen für die Überbrückungshilfen mit  
68,5 Mio. € (Vorjahr: 11,6 Mio.  €) den größten Anteil, 
gefolgt von den Zuschüssen für Hamburger Heizungsförde-
rung (2,9 Mio. €), Hamburg Digital (1,6 Mio. €) und Unter-
nehmen für Ressourcenschutz (UfR 1,5 Mio. €).

Auch im Bereich der Innovationsförderung wurden 
Zuschüsse in Höhe von 31,2 Mio. € (Vorjahr: 39,1 Mio. €) 
ausgezahlt. Die größten Einzelposten in diesem Förderseg-
ment sind PROFI Standard mit 4,5 Mio. €, Innovationsstar-
ter III mit 2,2 Mio. € und PROFI Umwelt mit 2,1 Mio. € 
sowie Maßnahmen aus dem Sonderbudget Luftfahrt mit  
6,2 Mio. €.
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Die Zuschusserträge der drei Geschäftsfelder ergeben sich 
durch die Zuwendungen der FHH für die Förderpro-
gramme und einen allgemeinen Verlustausgleich im 
Geschäftsfeld Wohnungsbau. Für die Vergabe von Zuschüs-
sen im Geschäftsfeld Innovation wurden zudem Mittel aus 

dem Innovationsfonds entnommen. Die Zuschussaufwen-
dungen der IFB Hamburg, die für Maßnahmen zur wirt-
schaftlichen Bewältigung der Corona-Krise entstanden 
sind, wurden der IFB Hamburg ebenfalls in Form von 
Zuwendungen der FHH erstattet.

3.2.3	 Vermögenslage

Die Bilanzsumme der IFB Hamburg erhöhte sich zum Jahresultimo 2025 um 0,4 %.

Aktiva in Mio. € 31.12.2025 31.12.2024 +/- absolut

Forderungen an Kreditinstitute 531,0 658,5 -127,5

Forderungen an Kunden 5.539,8 5.535,1 4,7

Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche 
Wertpapiere 723,2 742,9 -19,7

Treuhandvermögen 281,5 121,6 159,9

Anteile an verbundenen Unternehmen &  
Beteiligungen 0,5 0,5 0,0

Sachanlagen 13,6 13,9 -0,3

Sonstige Aktiva* 101,8 91,4 10,4

Bilanzsumme 7.191,4 7.163,9 27,5

* Aktive Rechnungsabgrenzungsposten, Barreserve, immaterielle und sonstige Vermögensgegenstände

Insgesamt konnte der Bestand bei den Krediten an Kunden 
leicht ausgebaut werden. Die Auszahlungen der Kredite an 
Kunden lagen bei 536 Mio. €. Dagegen betrugen die Regel-
tilgungen 400 Mio. € und die Sondertilgungen 120 Mio. €.

Das gehaltene Wertpapierportfolio dient vornehmlich der 
Erfüllung bankaufsichtsrechtlicher Liquiditätsanforderun-
gen sowie als Sicherheitenpool für die besicherte und damit 
kostengünstige Liquiditätsaufnahme. Besicherte Refinan-
zierungen werden am Repo-Markt oder im Rahmen von 
Offenmarktgeschäften mit der Deutschen Bundesbank 
durchgeführt.

Die Anteile an verbundenen Unternehmen betreffen die 
100- %-Beteiligung der IFB Hamburg an der IFB Innovati-

onsstarter GmbH (unveränderter Wertansatz). Im 
Geschäftsjahr 2025 wurde zudem eine Beteiligung an einer 
neu gegründeten Servicegesellschaft von fünf Förderban-
ken erworben, deren Zweck in der gemeinsamen Beschaf-
fung von Dienstleistungen und Wirtschaftsgütern für die 
Gesellschafter besteht.

Die Treuhandforderungen erhöhten sich vor allem durch 
die Zunahme an Rückforderungen bei den Überbrückungs-
hilfen. Im Anstieg der sonstigen Aktiva (Sonstige Vermö-
gensgegenstände) spiegeln sich im Wesentlichen die höhe-
ren Forderungen aus den Initial Margins gegenüber der 
Eurex wider.	  

Die Passivseite der Bilanz ist wie folgt aufgegliedert:

Passiva in Mio. € 31.12.2025 31.12.2024 +/- absolut

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 2.448,8 2.593,3 -144,5

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 464,9 407,5 57,4

Treuhandverbindlichkeiten 281,5 121,6 159,9

Verbriefte Verbindlichkeiten 2.517,3 2.713,5 -196,2

Sonstige Passiva* 585,0 504,1 80,9

Fonds für allgemeine Bankrisiken 32,3 14,3 18,0

Eigenkapital 861,6 809,6 52,0

Bilanzsumme 7.191,4 7.163,9 27,5

* Passive Rechnungsabgrenzungsposten, Rückstellungen, sonstige Verbindlichkeiten

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten sind 
gegenüber dem Vorjahr zurückgegangen. Die größten Ein-
zelpositionen sind KfW-Passiv- und -Refinanzierungsdarle-
hen in einer Höhe von insgesamt 1,8  Mrd.  € (Vorjahr:  
2,0 Mrd. €), Namensschuldverschreibungen mit 278 Mio. € 
(Vorjahr: 278 Mio. €) und die täglich fälligen Verbindlich-
keiten gegenüber Kreditinstituten in Höhe von 280 Mio. € 
(Vorjahr: 152 Mio. €).

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kunden sind leicht ange-
stiegen. Dabei kam es zu einer Verschiebung von Tagesgel-

dern zu Termingeldern. Treuhandverbindlichkeiten erhöh-
ten sich auf Grund der gestiegenen Rückforderungen aus 
den Überbrückungshilfen. Sobald die Kunden die Rückfor-
derungen aus den Überbrückungshilfen zahlen, erhöhen 
sich die sonstigen Verbindlichkeiten gegenüber der FHH, 
die den größten Anteil der sonstigen Verbindlichkeiten 
ausmachen, bei gleichzeitiger Reduzierung der Treuhand-
verbindlichkeiten. Die Treuhandverbindlichkeiten beste-
hen vor allem gegenüber der FHH.	  
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Die IFB Hamburg hat im Jahr 2025 zwei Inhaberschuldver-
schreibungen mit einem Gesamtvolumen von 300  Mio.  € 
emittiert. Zwei Inhaberschuldverschreibungen mit einem 
Emissionsvolumen von jeweils 250 Mio. € wurden fällig. 
Der Nominalbestand an verbrieften Verbindlichkeiten 
betrug zum Jahresende 2,5 Mrd. €.

Die aufsichtsrechtlichen Eigenmittelanforderungen wur-
den von der IFB Hamburg im Jahr 2025 eingehalten. Die 
harte Kernkapitalquote lag zum 31.  Dezember 2025 mit 
28,57 % (Vorjahr: 24,99 %) weiterhin deutlich über den 
gesetzlich geforderten Mindestanforderungen in Höhe von 
12,56 %. Der von der Aufsicht festgesetzte Eigenkapitalzus-
chlag (SREP) beträgt 1,00 % (Vorjahr: 2,00 %).

3.2.4	 Finanzlage

Die Finanzierung des Aktivgeschäfts im Geschäftsjahr 
erfolgte aus Darlehensrückflüssen sowie aus Fremdmitteln. 
Aus den begebenen Schuldverschreibungen ergibt sich ein 
Nettozufluss von 200 Mio. €.

Zur Refinanzierung einzelner Aktivdarlehen wurden 
KfW-Passivdarlehen in Anspruch genommen. Die IFB 
Hamburg hat im Jahr 2025 bei der KfW allgemeine Refi-

nanzierungsmittel in einem Umfang von 50 Mio. € einge-
worben.

In Jahr 2025 wurde eine Zuführung zur Kapitalrücklage in 
Höhe von 50 Mio. € vorgenommen.

Forderungen gegenüber der IFB Hamburg werden von der 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
bezüglich der Schuldnerqualität als gleichrangig mit direk-
ten Forderungen gegenüber der FHH eingestuft. Mit der 
Vergabe der Note AAA attestiert Fitch Ratings der IFB 
Hamburg die bestmögliche Bonität.

Die laufende Zahlungsfähigkeit der IFB Hamburg war 2025 
gesichert. Überwacht wird die laufende Zahlungsfähigkeit 
anhand der LCR (Liquidity Coverage Ratio) sowie der 
NSFR (Net Stable Funding Ratio). Die bankaufsichtsrecht-
lichen Liquiditätsanforderungen wurden im Jahr 2025 ein-
gehalten.

3.3	 PERSONALBERICHT1)

Ende 2025 beschäftigte die IFB Hamburg insgesamt 389 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Gegenüber dem Vorjahr 
weist der Personalbestand damit 29 Beschäftigte mehr aus.

Anzahl Mitarbeitende 31.12.2025 31.12.2024 +/- absolut

Arbeitnehmer 373 341 32

  davon Teilzeit 133 123 10

Vorstand 2 2 0

Auszubildende 10 10 0

Sonstige* 4 7 -3

Gesamt 389 360 29

* Elternzeit und Altersteilzeit in Freistellungsphase

3.3.1	 Personalgewinnung

Dem Fachkräftemangel begegnet die IFB Hamburg mit 
einer laufenden Adjustierung ihres Personalmarketings und 
einer entsprechenden Sichtbarkeit auf dem Arbeitsmarkt. 
Die Personalabteilung hat zielgerichtete Personalmarke-
tingmaßnahmen entwickelt, mit denen die IFB Hamburg 
als attraktive Arbeitgeberin in Hamburg positioniert wer-
den soll. Dazu nimmt sie aktiv an Recruiting-Messen teil 
und betreibt Social-Media-Marketing.

3.3.2	 Onboarding neuer Mitarbeitender

Nach einer erfolgreichen Personalgewinnung ist es wichtig, 
die Einarbeitung genauso erfolgreich zu gestalten. Hierzu 
gehört neben dem regelmäßig stattfindenden „Onboar-
ding-Tag“ vor allem, Mitarbeitende gezielt und strukturiert 
einzuarbeiten und sie schnell – unterstützt durch das Paten-
programm – Teil des Teams werden zu lassen.

3.3.3	 Personalentwicklung und Ausbildung

Die Kompetenzen der Mitarbeitenden kontinuierlich zu 
fördern zählt unverändert zu den vorrangigen Aufgaben der 
Zukunftssicherung bei der IFB Hamburg. Folgerichtig 
nimmt die Personalentwicklung innerhalb der Unterneh-
menspolitik weiterhin einen gewissen Stellenwert ein. Die 
IFB Hamburg bietet ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern ein umfangreiches internes und externes Fortbildungs-
programm mit Weiterbildungsangeboten und speziellen 
Entwicklungsprogrammen für Führungskräfte an.

Der Nachwuchsförderung kommt die IFB Hamburg eben-
falls nach und bildet Immobilienkaufleute aus. Neben dem 

Angebot eines praxisorientierten dualen Studiums ermög-
licht die IFB Hamburg Werkstudierenden sowie Praktikan-
tinnen und Praktikanten Einblick in verschiedene Berufs-
bilder einer Bank.

3.3.4	 Gleichstellung

Im Zuge der Fortführung des Gleichstellungsplans für die 
Jahre 2025 bis 2028 hat sich die IFB Hamburg neue heraus-
fordernde Ziel gesteckt und diese mit Maßnahmen unter-
legt. Angestrebt wird weiterhin die Erhöhung des Frau-
enanteils in höheren Entgeltgruppen und in Führungsposi-
tionen. Darüber hinaus widmet sich der Plan der Wahrneh-
mung von Gleichstellung und Diversität in der Belegschaft. 
In diesem Zusammenhang wurde mit der Unterschrift 
unter die Charta der Vielfalt ein Zeichen für Chancen-
gleichheit gesetzt. In den nächsten Jahren gilt es die posi-
tive Entwicklung fortzusetzen und den Anteil von Frauen 
in Führungspositionen zu verstärken indem z. B. im Rah-
men von Mitarbeitergesprächen Frauen gezielt gefördert 
werden.

4	 RISIKOBERICHT

4.1	� RISIKOSTRATEGIE UND RISIKO
MANAGEMENTSYSTEM

Gemäß AT 4.1. Tz. 1 MaRisk stellt die IFB Hamburg auf 
der Grundlage des Gesamtrisikoprofils sicher, dass die 

1)	 Die Absätze 3.3.1 – 3.3.4 sind nicht Pfichtbestandteil des 
Lageberichts i. S. d. § 289 HGB. Daher wurde diese Infor-
mation im Rahmen der Abschlussprüfung nicht geprüft.
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wesentlichen Risiken durch die Risikodeckungsmasse lau-
fend abgedeckt sind und damit die Risikotragfähigkeit 
gegeben ist. Die Berechnung der Risikotragfähigkeit erfolgt 
entsprechend den aufsichtlichen Vorgaben aus einer norma-
tiven und einer ökonomischen Perspektive. Im Rahmen der 
Risikostrategie wird das als tragfähig erachtete Verhältnis 
zwischen der Summe der Risiken und der verfügbaren Risi-
kodeckungsmasse definiert. Die Einhaltung wird im Rah-
men unterjähriger Tragfähigkeitsrechnungen kontrolliert 
und das Ergebnis wird regelmäßig an Geschäftsleitung und 
Aufsichtsgremien berichtet.

Die ökonomische Perspektive der Risikotragfähigkeit stellt 
die barwertig ermittelten Beträge für die wesentlichen Risi-
ken einer barwertnah ermittelten Risikodeckungsmasse 
gegenüber. Die Risikotragfähigkeit ist insgesamt aber nur 
gewährleistet, wenn zugleich die Einhaltung bankaufsichts-
rechtlicher (Mindest-)Eigenkapitalanforderungen (norma-
tiver Ansatz) in verschiedenen Szenarien (Geschäftspla-
nung, Basisszenario, adverses Szenario) über drei Geschäfts-
jahre sichergestellt ist. Die Überwachung dieser Anforde-
rung erfolgt im Rahmen der normativen Perspektive. Die 
Einhaltung beider Perspektiven war zum 31.12.2025 sowie 
im Verlauf des Geschäftsjahres 2025 gewährleistet.

Die Risiken der Risikotragfähigkeitsrechnung in der öko-
nomischen Perspektive werden auf Grundlage eines Konfi-
denzniveaus von 99,9 % berechnet. Zum 31.12.2025 wurde 
von der ökonomischen Risikodeckungsmasse in Höhe von 
rd. 1,1 Mrd. € ein Risikolimit von rd. 630 Mio. € (strategi-
sche Obergrenze) auf die vier wesentlichen Risikoarten 
Adressenausfallrisiko, Marktpreisrisiko, Liquiditätsrisiko 
und operationelles Risiko in der ökonomischen Perspektive 
allokiert, ESG-Risiken fließen als Treiber dieser Risikoar-
ten in die Bewertung ein. Innerhalb dieser Grenzen vergibt 
die IFB Hamburg Limite zur operativen Steuerung der 
Geschäftstätigkeit. Die ökonomische Risikodeckungsmasse 
besteht zum Stichtag im Wesentlichen aus dem bilanziellen 
Eigenkapital der IFB Hamburg, ergänzt um nicht bilan-
zierte Vorsorgereserven (§ 340f HGB) und stille Reserven im 
Zinsbuch der Bank. Liquiditätsrisiken werden sowohl hin-
sichtlich ihrer Ertragswirkungen (Refinanzierungskosten-
risiko) als auch in Bezug auf Deckungslücken im Zeitablauf 
(Liquiditätsablaufbilanz) analysiert und gesteuert. Dabei 
werden auch sehr ungünstige Rahmenbedingungen für die 
Liquiditätsbeschaffung als Stressszenarien berücksichtigt.

Durch geeignete Prozesse und Verfahren ist sichergestellt, 
dass keine Risiken eingegangen werden, die außerhalb der 
Risikotragfähigkeit liegen. Das Risikocontrolling gewähr-
leistet als verantwortliche Einheit die Validierung und 
Weiterentwicklung der Methoden, Systeme und Verfahren 
zur Risikosteuerung und Risikobewertung sowie die opera-
tive Risikomessung und Limitüberwachung.

Mit dem gesetzlich verankerten Verlustausgleich und dem 
Vertrag zum Zinsausgleich mit der FHH verfügt die IFB 
Hamburg über gesetzliche und vertragliche Ausgleichsme-
chanismen, die einem Absinken der bilanziellen Eigenmit-
tel der IFB Hamburg auch beim Eintreten von Verlustrisi-
ken entgegenstehen. Ein tatsächlicher Verzehr der Risiko-
deckungsmasse kann unter diesen Rahmenbedingungen 
nicht eintreten.

Die IFB Hamburg erstellt jährlich eine Geschäfts- und Risi-
kostrategie. Die Geschäftsstrategie beschreibt im Wesentli-
chen die programmatische Umsetzung der für die IFB 
Hamburg relevanten Förderziele und enthält Funktions-
strategien für Personal, Auslagerungen, Finanzen, Compli-
ance und Nachhaltigkeit. Sie wird ergänzt durch eine sepa-
rate Strategie zur IT und digitalen operationalen Resilienz. 
Die Risikostrategie legt die im Rahmen der Geschäftstätig-

keit einzuhaltenden Leitlinien und Rahmenbedingungen 
der Risikopolitik für die wesentlichen Risiken der Bank 
fest. Die Strategien werden dem Verwaltungsrat vorgestellt 
und erörtert.

Die Risikostrategie der IFB Hamburg enthält qualitative 
und quantitative Vorgaben zum Management der Adressen-
ausfall-, Marktpreis- und Liquiditätsrisiken sowie zu den 
operationellen Risiken. Sie beschreibt die methodischen 
Rahmenbedingungen für die Ermittlung und das Manage-
ment der Risiken und spezifiziert konkrete quantitative 
Grenzen (Limite) für die maximale Risikoübernahme. Die 
Analyse von Risiken der IFB Hamburg aus den ökonomi-
schen Folgen des Klimawandels und notwendigen Trans-
formationsprozessen der Wirtschaft in Richtung Nachhal-
tigkeit (sog. ESG-Risiken) ist in den Risikoprozess integ-
riert. Identifizierte Risikotreiber wurden im Hinblick auf 
ihre Auswirkungen auf die Risiken der IFB Hamburg 
untersucht. Wesentliche ökonomische Auswirkungen von 
ESG-Risiken auf die IFB Hamburg wurden bisher nicht 
festgestellt. Die zunehmende Veröffentlichung von ESG-re-
levanten Daten durch Kunden der IFB Hamburg fließt in 
die ESG-Risikoermittlung ein.

Innerhalb des Risikomanagementprozesses sind die Verant-
wortlichkeiten klar abgegrenzt und die erforderlichen 
Funktionstrennungen berücksichtigt. Der Vorstand legt die 
Risikopolitik in Abstimmung mit dem Verwaltungsrat fest 
und definiert die Steuerungsvorgaben.

Das Risikocontrolling überwacht die Einhaltung aller fest-
gelegten Steuerungsvorgaben und berichtet dem Vorstand 
regelmäßig über die aktuelle Risikosituation. Die Interne 
Revision als Bestandteil der internen Kontrollverfahren 
führt regelmäßig Prüfungen des Risikomanagementsystems 
sowie aller wesentlichen Geschäftsaktivitäten und Prozesse 
durch. Die Einbindung des Vorstands in den Risikoma-
nagementprozess ist regelmäßig und anlassbezogen gewähr-
leistet. Der Risikoausschuss wird planmäßig vierteljährlich 
schriftlich mit dem Risikobericht und mündlich im Rah-
men der Risikoausschusssitzungen über die aktuelle Risiko-
lage der IFB Hamburg unterrichtet. Zusätzlich wird der 
Verwaltungsrat vom Risikoausschuss und Vorstand regel-
mäßig über die Risikolage in Kenntnis gesetzt.

Die IFB Hamburg führt jährlich eine Risikoinventur durch, 
auf deren Grundlage die wesentlichen Risiken sowohl für 
die normative als auch für die ökonomische Perspektive der 
IFB Hamburg ermittelt werden und eine Berücksichtigung 
im Risikomanagementprozess sichergestellt wird. Die Ein-
führung neuer Produkte oder die Änderung wesentlicher 
Prozesse erfolgt auf Grundlage strukturierter Verfahren, um 
Handlungsbedarfe und Risikopotenziale zu identifizieren.

4.2	 ADRESSENAUSFALLRISIKEN

Die IFB Hamburg steuert die Adressrisiken sowohl auf 
Einzelgeschäfts- als auch auf Portfolioebene. Auf Portfolio-
ebene nutzt die IFB Hamburg einen analytischen Portfolio-
ansatz und ermittelt auf Basis eines Konfidenzniveaus von 
99,9 % und der Eingangsparameter (u. a. PD, LGD) unter 
Einbezug von Migrations-, Konzentrations- und Sicher-
heitsrisiken das Adressenausfallrisiko in der ökonomischen 
Perspektive. Das Credit-Spread-Risiko ist ein weiterer Teil 
des Adressenausfallrisikos. Zum 31.12.2025 wurde das ope-
rative Limit für das Adressenausfallrisiko im Rahmen der 
Risikotragfähigkeit zu 67,9  % ausgelastet. Dieses entspricht 
zugleich 49,3  % der in der Risikostrategie festgelegten stra-
tegischen Obergrenze für die Übernahme von Adressenaus-
fallrisiken. Neben der ökonomischen Perspektive berechnet 
die IFB Hamburg im Rahmen der Risikotragfähigkeitser-
mittlung in der normativen Perspektive die aufsichtlichen 
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Eigenkapitalanforderungen für die Adressenausfallrisiken 
gemäß CRR in den Szenarien Geschäftsplanung, Basissze-
nario und adverses Szenario für mindestens die nächsten 
drei Jahre. Die Berechnungen werden durch Stresstests und 
Szenarioanalysen ergänzt. Das dem Adressenausfallrisiko 
zugeordnete Länderrisiko ist auf Grund der regionalen 
Geschäftstätigkeit der IFB Hamburg unwesentlich.

Der Vorstand hat den geschäftsbezogenen Rahmen für die 
Durchführung des Kreditgeschäfts in einer Kreditrichtli-
nie und daraus abgeleiteten Organisationsrichtlinien festge-
legt. Die Steuerung und Überwachung der Adressenausfall-
risiken erfolgen auf Einzelgeschäftsebene durch die umfas-
sende Prüfung aller risikorelevanten Aspekte vor Kreditge-
währung, und die Limitierung erfolgt durch die Einzelbe-
schlüsse auf Kreditnehmerebene. Mit Veröffentlichung 
einer ESG-Ausschlussliste für die Finanzierung von Vorha-
ben, die nicht im Einklang mit dem nachhaltigen öffent-
lichen Auftrag der IFB Hamburg stehen, nimmt die IFB 
Hamburg nicht nur ihre gesellschaftliche Verantwortung 
wahr, sondern vermeidet zugleich die mit diesen Vorhaben 
verbundenen ökonomischen Risiken. In den Kompetenzre-
gelungen zur Votierung und Bewilligung der Kredite ist der 
Risikogehalt in Abhängigkeit von der Kredithöhe und dem 
Gesamtengagement sowie der Risikorelevanz der Geschäfts-
segmente berücksichtigt. Alle wesentlichen strukturellen 
Merkmale des Kreditgeschäfts werden im vierteljährlichen 
Risikobericht dargestellt.

Risikokonzentrationen in Bezug auf die Region Hamburg, 
die Branche Wohnungsbau und die Obligohöhe bestimmter 
Kreditnehmer lassen sich im Zuge der Wahrnehmung des 
gesetzlichen Förderauftrages nicht vermeiden. Eine 
Zunahme der durch den Klimawandel verursachten Trans-
formationsrisiken und physischen Risiken kann das beste-
hende Konzentrationsrisiko auf Grund der strukturellen 
Zusammenhänge zukünftig verstärken. Über die Kreditvo-
lumina der größten Kreditnehmereinheiten wird dem Risi-
koausschuss und dem Verwaltungsrat regelmäßig berichtet.

Einzelwertberichtigungen (EWB) und Pauschalwertberich-
tigungen (PWB) bewegen sich trotz der belasteten gesamt-
wirtschaftlichen Situation und weltwirtschaftlichen Lage 
weiterhin auf einem niedrigen Niveau von 0,1  % des Brut-
tokreditvolumens. Die EWB haben sich nur moderat verän-
dert. Pauschale Wertberichtigungen ermittelt die IFB Ham-
burg nach IDW RS BFA7 sowohl bei den Forderungen 
gegenüber Kunden- und Kreditinstituten (7,3 Mio. € inklu-
sive Management Overlay) als auch bei den Rückstellungen 
für Bürgschaften und Auszahlungsverpflichtungen 
(1,7 Mio. €) in insgesamt reduzierter Höhe. Der Fonds für 
allgemeine Bankrisiken nach § 340 g HGB wurde um  
18 Mio. € auf 32,3 Mio. € erhöht.

Im Handelsgeschäft werden die Kontrahenten- und Emit-
tentenrisiken durch klare Vorgaben der Geschäfts-und Risi-
kostrategie auf ausgewählte Ratingklassen und Kontrahen-
ten eingeschränkt. Handelsgeschäfte werden nicht zum 
Zwecke der kurzfristigen Gewinnerzielung, sondern aus
schließlich zur langfristigen Absicherung des Zinsände-
rungsrisikos sowie zur Liquiditätssteuerung abgeschlossen. 
Das Kreditrisikomanagement erfolgt durch Einräumung 
individueller Limite im Rahmen eines umfassenden Limit-
systems durch eine vom Handel unabhängige Stelle. Die 
Überwachung der Limitauslastung wird durch das Risiko-
controlling täglich vorgenommen und über das Berichtswe-
sen mindestens vierteljährlich an den Vorstand und Verwal-
tungsrat kommuniziert.

4.3	 MARKTPREISRISIKEN

Für die IFB Hamburg beschränkt sich das Marktpreisrisiko 
auf das Zinsänderungsrisiko. Die IFB Hamburg ist Nicht-
handelsbuchinstitut und schließt Geschäfte nur in Euro ab. 
Aktienbestände hält die IFB Hamburg nicht.

Festverzinsliche Wertpapiere werden ausschließlich mit 
dauerhafter Halteabsicht erworben und entsprechend bilan-
ziert. Marktpreisrisiken aus Kurswertschwankungen sind 
deshalb für die IFB Hamburg handelsrechtlich planmäßig 
nicht relevant.

Geldmarktgeschäfte erfolgen ebenfalls ohne die Absicht, 
einen kurzfristigen Eigenhandelserfolg zu erzielen, sodass 
die IFB Hamburg keine Zuordnung zum Handelsbuch vor-
nimmt.

Aus der originären Geschäftstätigkeit der IFB Hamburg 
resultieren Fristentransformationsrisiken, die im Rahmen 
der Aktiv-Passiv-Steuerung z. B. durch Zinssicherungsge-
schäfte (Zinsderivate) reduziert werden. Im Jahr 2025 hat 
die IFB Hamburg durch den Abschluss von Zinsderivaten 
ihr Zinsänderungsrisiko weiterhin auf niedrigem Niveau 
ausgesteuert. Darüber hinaus besteht mit der FHH ein Ver-
trag zum Zinsausgleich für minderverzinsliche Darlehen 
im Geschäftsfeld Wohnungsbau. Im Jahr 2025 hat die IFB 
Hamburg durch den Abschluss von Zinsderivaten ihr Zins
änderungsrisiko weiterhin auf niedrigem Niveau ausgesteu-
ert.

Das Zinsänderungsrisiko wird laufend überwacht und 
dokumentiert. Das Reporting der Marktpreisrisiken erfolgt 
vierteljährlich durch das Risikocontrolling.

Zur Berechnung des Zinsänderungsrisikos werden die Zah-
lungsströme der Geschäfte ermittelt und auf Grundlage 
unterschiedlicher Zinsszenarien in ihrer Ergebniswirkung 
analysiert. Das Zinsrisikoszenario für die Risikotragfähig-
keitsrechnung der ökonomischen Perspektive wird auf 
Basis eines 99,9- %-Konfidenzniveaus definiert. Darüber 
hinaus werden in den Szenarien der normativen Perspek-
tive (Geschäftsplanung, Basisszenario, adverses Szenario) 
die Auswirkungen von Zinsänderungen auf die aufsichtli-
chen Kennziffern ermittelt. Die Berechnungen werden 
durch Stresstests und Szenarioanalysen ergänzt. In Bezug 
auf das ertragsorientierte Zinsänderungsrisiko unterschrei-
tet die IFB Hamburg den regulatorisch relevanten Schwel-
lenwert von 5  % deutlich.

Die aufsichtsrechtlichen Anforderungen der Delegierten-
verordnung der EU zur Berechnung von Zinsänderungsri-
siken im Anlagebuch wurden im Berichtsjahr eingehalten.

4.4	 OPERATIONELLE RISIKEN

Die IFB Hamburg definiert das operationelle Risiko 
(OpRisk) als Gefahr von Verlusten, die infolge der Unange-
messenheit oder des Versagens von internen Verfahren, 
Menschen und Systemen oder infolge externer Ereignisse 
eintreten. Die in den letzten Jahren immer bedeutender 
gewordenen Risiken der Informations- und Kommunikati-
onstechnologie (IKT-Risiken) ordnet die IFB Hamburg den 
operationellen Risiken zu. Die auch im Jahr 2025 vorhande-
nen Cyber-Risiken konnten durch die existierenden Sicher-
heitsmaßnahmen wirksam gesteuert werden. Zur Gewähr-
leistung einer angemessenen Informationssicherheit 
betreibt die IFB Hamburg ein Informationssicherheitsma-
nagementsystem und richtet sich am BSI IT-Grundschutz 
Standard aus.

Die OpRisk-Steuerung erfolgt grundsätzlich dezentral auf 
der Ebene der Fachabteilungen, die die Umsetzung der 
Maßnahmen zur Risikovorsorge und Risikominderung ver-
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folgen. Das Risikocontrolling koordiniert den Prozess und 
unterstützt die Fachabteilungen bei der operativen Steue-
rung.

Für wesentliche operationelle Risiken besteht ein 
Frühwarnsystem in Form einer Ad-hoc-Meldung, um eine 
möglichst frühzeitige Einleitung geeigneter Maßnahmen 
sicherzustellen. Zur Gewährleistung einer ordnungsgemä-
ßen Durchführung des Geschäftsbetriebs hat die IFB Ham-
burg Ablaufbeschreibungen und Arbeitsanweisungen in 
einem Organisationshandbuch zusammengefasst.

Versicherbare Gefahrenpotenziale werden durch Versiche-
rungsverträge in banküblichem Umfang begrenzt. Die 
Erfassung eingetretener Schadensfälle erfolgt durch das 
Risikocontrolling. Die IFB Hamburg führt regelmäßig eine 
Business-Impact-Analyse durch, die die wesentlichen Pro-
zesse der IFB Hamburg im Hinblick auf ihre Gefährdung 
durch operationelle Risiken untersucht und klassifiziert. 
Hinsichtlich der geschäftskritischen IT-Systeme besteht 
eine Notfallplanung, in der Regelungen zur Wiederherstel-
lung und Gewährleistung der IT-gestützten Geschäftspro-
zesse festgelegt sind, die einer kontinuierlichen Weiterent-
wicklung und Überwachung unterliegen.

Zur Begrenzung von Rechtsrisiken sehen die Organisati-
onsrichtlinien die Einbeziehung der Rechtsabteilung bei 
der Erstellung von rechtsverpflichtenden Dokumenten vor. 
Rechtsrisiken werden im Rahmen der allgemeinen 
OpRisk-Prozesse erfasst und gesteuert.

Die IFB Hamburg berechnet das OpRisk für die ökonomi-
sche Perspektive der Risikotragfähigkeitsrechnung auf 
Grundlage des bankaufsichtsrechtlichen Standardansatzes. 
Die Ergebnisse werden regelmäßig mithilfe von Simulati-
onsverfahren auf Basis eines 99,9- %-Konfidenzniveaus 
sowie qualitativer Bewertungsansätze validiert. Das allo-
kierte Risikolimit war zum Jahresabschlussstichtag nur 
anteilig ausgenutzt. Im Rahmen der normativen Perspek-
tive berechnet die IFB Hamburg die Einhaltung der auf-
sichtlichen Kennzahlen unter Einbezug des operationellen 
Risikos in den verschiedenen Szenarien.

4.5	 LIQUIDITÄTSRISIKEN

Ziel des Liquiditätsmanagements ist es, die jederzeitige 
Zahlungsfähigkeit der IFB Hamburg zu gewährleisten 
sowie die regulatorischen Anforderungen gemäß der CRR 
zu erfüllen. Die Liquiditätsrisiken berechnet die IFB Ham-
burg über verschiedene Szenarien der Liquiditätsablaufbi-
lanz.

Die LCR betrug zum Jahresultimo 3,0 (Vorjahr: 2,5) bei 
einer Mindestanforderung in Höhe von 1,0. Die NSFR 
betrug zum 31.12.2025 123,8 % (Vorjahr: 124,4 %, Min-
destanforderung 100 %). Die AEQ (Asset Encumbrance 
Quote) lag zum 31.12.2025 bei 5,3 % gegenüber 2,9 % im 
Vorjahr, ab einer Quote von 15 % tritt eine erweiterte 
Berichterstattungspflicht in Kraft. Die Kennzahlen wurden 
im Geschäftsjahr 2025 zu jedem Meldezeitpunkt eingehal-
ten. Die Liquiditätssteuerung erfolgt durch das Aktiv- und 
Passivmanagement. Der Planungshorizont ist auf ein Jahr 
festgelegt.

Die IFB Hamburg verfügt über verschiedene Instrumente 
zur Sicherstellung einer soliden Refinanzierungsbasis. Die 
Beschaffung kurzfristiger Liquidität erfolgt im Regelfall am 
Kapitalmarkt oder bei der EZB. Zur Besicherung dieser 
Transaktionen stehen der IFB Hamburg zum Stichtag noch 
nicht beliehene Wertpapiere im Volumen (fortgeführte 
Anschaffungswerte) von 720,4 Mio. € (Vorjahr: 740,8 Mio. €) 
und Kreditbestände in Höhe von 538,6  Mio.  € (Vorjahr: 
584,8  Mio.  €) zur Verfügung. Zudem besteht für die IFB 

Hamburg die Möglichkeit, kurzfristige Liquidität zu markt
üblichen Konditionen bei der Stadt Hamburg aufzuneh-
men. Zur Deckung des längerfristigen Refinanzierungsbe-
darfs verfügt die IFB Hamburg über Abrufkontingente im 
Rahmen von Globaldarlehensverträgen mit der KfW sowie 
über etablierte Prozesse für die Emission von Inhaber- und 
Namensschuldverschreibungen und für die Platzierung von 
Schuldscheindarlehen am Kapitalmarkt.

4.6	� BANKAUFSICHTSRECHTLICHE UND SONS-
TIGE ENTWICKLUNGEN

Mit der Verordnung über die digitale operationale Resilienz 
im Finanzsektor (Digital Operational Resilence Act) hat die 
EU einen EU-weiten Rechtsrahmen zur Stärkung der Resi-
lienz von beaufsichtigten Finanzunternehmen gegen Cyber-
bedrohungen geschaffen. Die Gesetzgebung wird seit dem 
17.  Januar 2025 angewendet und löst die bisherigen Ban-
kaufsichtlichen Anforderungen an die IT (BAIT) ab.

Die IFB Hamburg hat im Zuge eines Umsetzungsprojekts 
die neuen und erweiterten Anforderungen implementiert. 
Es wurden Anpassungen an der Aufbau- und Ablauforgani-
sation vorgenommen, um die veränderten aufsichtsrechtli-
chen Anforderungen hinsichtlich des IKT-Risikomanage-
mentrahmens sowie des IKT-Drittparteienmanagements zu 
erfüllen. Zusätzlich wurden technische Umsetzungspro-
jekte durchgeführt, um auch künftig eine zukunftsfähige 
IT-Unterstützung zu gewährleisten, die den umfassenden 
regulatorischen Anforderungen gerecht wird.

Am 21.05.2025 wurde die KI-Verordnung (AI Act) von der 
EU verabschiedet. Ziel ist es, einen einheitlichen Rahmen 
für den Einsatz künstlicher Intelligenz in der Europäischen 
Union zu schaffen. Die IFB Hamburg beobachtet die tech-
nologischen Entwicklungen im Bereich KI aufmerksam 
und prüft kontinuierlich Chancen und Potenziale für das 
eigene Geschäftsmodell und interne Abläufe. Um sicherzu-
stellen, dass KI-Initiativen im Einklang mit den geltenden 
gesetzlichen und regulatorischen Anforderungen und Risi-
kostandards erfolgen, hat die IFB Hamburg begonnen, eine 
angemessene Governance-Struktur für den KI-Einsatz fest-
zulegen, um damit die Grundlagen für künftige Anwendun-
gen zu legen.

5	 NACHHALTIGKEIT2)

Als Förderbank der FHH unterstützt die IFB Hamburg im 
Rahmen ihres öffentlichen Förderauftrages Unternehmen, 
Institutionen und Privatpersonen durch Förderprogramme 
auf ihrem Transformationspfad, um die ökologischen, sozi-
alen und wirtschaftlichen Bedingungen zu sichern sowie 
fortlaufend zu verbessern. In Abstimmung mit den politi-
schen Entscheidungsträgern bietet die IFB Hamburg nach-
haltige Finanzierungsprogramme mit sozialem und ökolo-
gischem Fokus an, um Kunden bei den erforderlichen Ver-
änderungsprozessen zu fördern. Die Nachhaltigkeitsstrate-
gie zielt darauf ab, soziale, ökologische und wirtschaftliche 
Nachhaltigkeit in alle unternehmerischen Aktivitäten der 
IFB Hamburg zu integrieren. Die Strategie wird jährlich 
überprüft und angepasst, um sicherzustellen, dass sie den 
sich ändernden Anforderungen und Rahmenbedingungen 
sowie den erzielten Fortschritten gerecht wird. Die IFB 
Hamburg hat die folgenden wesentlichen Elemente der 
Nachhaltigkeit bzw. Handlungsfelder als Rahmen definiert 
und dazugehörige Grundsätze kodifiziert: (1) Bankgeschäft, 

2)	 Der Absatz zur Nachhaltigkeit ist kein Pfichtbestandteil 
des Lageberichts i. S. d. § 289 HGB. Daher wurde diese 
Information im Rahmen der Abschlussprüfung nicht 
geprüft.
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(2) Bankbetrieb, (3) Arbeitgeber sowie (4) Nachhaltigkeits-
kommunikation, die u. a. in der Nachhaltigkeitsleitlinie 
beschrieben werden.

Das Ambitionsniveau wird insbesondere durch die Ziele 
der Hamburger Politik und Wohnungswirtschaft, das Pari-
ser Klimaabkommen, den Klimaplan nebst der Drucksache 
Klimaneutralität bis 2040 und die Stadtwirtschaftsstrategie 
der FHH sowie den Hamburger Corporate Governance 
Kodex (HCGK) geprägt. Die auf der Webseite der IFB 
Hamburg veröffentlichte Nachhaltigkeitsleitlinie führt alle 
wesentlichen Aspekte auf.

Die IFB Hamburg hat sich zur Beachtung der Sustainable 
Development Goals (SDGs) der Vereinten Nationen in ihrer 
Geschäftstätigkeit verpflichtet. Seit dem Jahr 2023 wird 
jährlich ein volumenbasiertes SDG-Mapping auf Basis der 
Neubewilligungen berechnet und ausgewiesen, um die Bei-
träge zu den SDGs aufzuzeigen

Mit dem branchenanerkannten Tool des Vereins für 
Umweltmanagement und Nachhaltigkeit in Finanzinstitu-
ten e.V. (VfU) führt die IFB Hamburg eine detaillierte Kli-
mabilanzierung ihrer Treibhausgasemissionen nach dem 
Greenhouse Gas Protocol für alle wesentlichen Scope-Kate-
gorien durch und berichtet transparent darüber. Im 
Berichtsjahr wurden erstmalig die finanzierten Emissionen 
(Scope 3.15) auf Basis des Partnership for Carbon Accoun-
ting Financials (PCAF)-Standards für das Basisjahr 2023 
berechnet und entsprechend eine erste Berichterstattung 
dazu im Nachhaltigkeitsbericht 2024 veröffentlicht.

Gemäß dem von der FHH vorgegebenen Stufenplan für die 
öffentlichen Unternehmen zur verpflichtenden Erstellung 
von Treibhausgasbilanzen und Klimaschutzstrategien zur 
Erreichung von Netto-Null-Emissionen, strebt die IFB 
Hamburg die dort formulierten Treibhausgas (THG)-Re-
duktionsziele je Scope an. Im Berichtsjahr 2025 hat die IFB 
Hamburg auf Grundlage dieser Anforderungen mit der 
Erstellung einer Klimastrategie begonnen. Ziel ist es, die 
Maßnahmen zur Reduktion von Treibhausgasemissionen 
systematisch zu planen und die Nachhaltigkeitsaktivitäten 
der Bank langfristig zu steuern.

Nachhaltigkeitsaspekte werden im Kredit- und Anlagege-
schäft standardmäßig berücksichtigt und fließen in die 
Ausgestaltung der Förderprodukte ein. Seit dem Geschäfts-
jahr 2023 gilt für das Darlehens- und Zuschussgeschäft 
sowie für das eigene Anlagengeschäft eine ESG-Ausschluss-
liste, durch die Geschäfte bzw. Vorhaben, die nicht im Ein-
klang mit der gesellschaftlichen, ethischen und ökologi-
schen Verantwortung der IFB Hamburg stehen, von einer 
Förderung bzw. Investition ausgeschlossen werden.

Die IFB Hamburg hat die folgenden strategischen Nachhal-
tigkeitsziele entlang der wesentlichen Themen priorisiert, 
welche die Oberziele der FHH für die IFB Hamburg ein-
schließen:

•	 Nachhaltige Unternehmensführung

•	 Digitalisierung

•	 Klimaneutralität

•	 Förderung der sozialen und bezahlbaren Wohnraumver-
sorgung

•	 Stärkung des Wirtschafts- und Innovationsstandorts

•	 Förderung im Bereich Umwelt und Energie

•	 Strategisches Personalmanagement

In Bezug auf die Hamburger Stadtwirtschaftsstrategie hat 
die IFB Hamburg ihre Umsetzung zu den jeweiligen Zielen 
dokumentiert.

Im Berichtsjahr 2025 wurden die Regulierungen zur Nach-
haltigkeitsberichterstattung sowohl auf europäischer als 
auch auf nationaler Ebene weiterentwickelt. Auf EU-Ebene 
erzielten Parlament und Ministerrat im Dezember 2025 im 
Rahmen des Omnibus-Pakets eine Einigung zur Anpassung 
des Anwendungsbereichs der CSRD, einschließlich einer 
Anhebung der Mitarbeiterschwellenwerte. Parallel dazu 
wurde das deutsche Umsetzungsgesetz weiter parlamenta-
risch beraten, jedoch noch nicht final verabschiedet. Dieses 
soll voraussichtlich 2026 erfolgen. Nach den derzeitigen 
Regelungen fällt die IFB Hamburg mit weniger als 500 Mit-
arbeitenden weiterhin nicht in den Anwendungsbereich der 
CSRD.

Im Berichtsjahr hat die IFB Hamburg gemäß den Anforde-
rungen des HCGK zur Nachhaltigkeitsberichterstattung 
ihre inzwischen fünfte Deutscher Nachhaltigkeitskodex 
(DNK)-Entsprechenserklärung sowie den dritten Nachhal-
tigkeitsbericht für das Geschäftsjahr 2024 erstellt und veröf-
fentlicht.

Die Umsetzung von umfangreichen und sich dynamisch 
ändernden (regulatorischen) Reporting- und Datenerhe-
bungsanforderungen zum Themenkomplex ESG sowie die 
Fortentwicklung der Risikomessverfahren und Risikosze-
narien im Hinblick auf eine quantitative Abschätzung von 
ESG-Einflüssen auf die Risikosituation der Bank erfordern 
von der IFB Hamburg weiterhin einen entsprechenden 
Ressourceneinsatz.

6	� AUSBLICK AUF DIE GESCHÄFTSTÄTIGKEIT – 
PROGNOSEBERICHT

Für das Geschäftsjahr 2026 wird unter Berücksichtigung 
der aktuellen Prognosen von einer verhaltenen konjunktu-
rellen Belebung ausgegangen. Die deutsche Wirtschaft 
dürfte nach mehreren Jahren der Stagnation wieder ein 
moderates Wachstum verzeichnen. Dieses wird jedoch 
überwiegend durch staatliche Impulse, insbesondere höhere 
öffentliche Investitionen, sowie einen stabileren privaten 
Konsum getragen. Eine dynamische, selbsttragende Erho-
lung aus der privaten Investitions- und Industrieentwick-
lung heraus ist nach derzeitiger Einschätzung nicht zu 
erwarten.

Deutschland befindet sich nicht in einer simplen konjunk-
turellen Schwächephase, sondern in einer schweren struk-
turellen Krise. Durch die geostrategischen Verwerfungen 
und die Zollpolitik der US-Regierung bleiben die außen-
wirtschaftlichen Impulse aus. Unternehmen sehen sich in 
Deutschland immer noch im internationalen Vergleich zu 
hohen Arbeits- und Energiekosten, einer enorm hohen 
Regulierungsintensität und einer hohen Steuerbelastung 
gegenüber.

Die wirtschaftliche Entwicklung bleibt mit erheblichen 
Risiken und Unsicherheiten behaftet. Zahlreiche struktu-
relle Belastungsfaktoren bestehen fort, darunter hohe Kos-
tenstrukturen, Fachkräftemangel, regulatorische Anforde-
rungen sowie eine eingeschränkte Wettbewerbsfähigkeit in 
zentralen Industriezweigen. Mehrere Analysen weisen dar-
auf hin, dass ohne weitergehende Strukturreformen das 
Potenzialwachstum der deutschen Wirtschaft auch mittel-
fristig niedrig bleiben dürfte. In diesem Zusammenhang 
wird das Risiko einer lang anhaltenden Stagnationsphase 
hervorgehoben, die sich über mehrere Jahre erstrecken 
könnte.

Für die Unternehmenslandschaft wird trotz der erwarteten 
konjunkturellen Stabilisierung keine kurzfristige Entspan-
nung bei den Insolvenzen erwartet. Vielmehr ist davon 
auszugehen, dass die Zahl der Unternehmensinsolvenzen 
im Jahr 2026 weiter hoch bleibt oder sogar nochmals 
ansteigt, da finanzielle Belastungen, eingeschränkter Kre-
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ditzugang und geringe Margen fortwirken. Ein Wende-
punkt gilt derzeit nicht als erreicht.

Für das Jahr 2026 wird für Hamburg eine moderate kon-
junkturelle Belebung erwartet. Prognosen gehen von einem 
Wirtschaftswachstum von etwa 1,0 bis 1,5 Prozent aus. 
Impulse dürften insbesondere von steigenden Investitio-
nen, einer stabileren Konsumnachfrage sowie einer schritt-
weisen Erholung des Außenhandels ausgehen. Die struktu-
relle Bedeutung Hamburgs als Dienstleistungs-, Logistik- 
und Hafenstandort wirkt dabei unterstützend. Gleichwohl 
bleibt der Ausblick mit Unsicherheiten verbunden, insbe-
sondere im Hinblick auf die internationale wirtschaftliche 
und geopolitische Entwicklung.

Die wirtschaftliche Entwicklung Hamburgs wird auch im 
Jahr 2026 voraussichtlich günstiger verlaufen als im Bun-
desdurchschnitt. Öffentliche Investitionen, die Förderung 
von Innovation und Unternehmensgründungen sowie die 
gezielte Wohnraumförderung bilden weiterhin wichtige 
konjunkturelle Stabilisatoren.

Auch wenn die Talsohle im Immobilien- und Bausektor im 
Jahr 2025 durchschritten wurde, ist kurzfristig nicht mit 
einer grundlegenden Trendwende zu rechnen. Die Finan-
zierungskonditionen dürften auf erhöhtem Niveau verblei-
ben, und eine spürbare Belebung des Wohnungsneubaus 
wird nach aktueller Einschätzung frühestens mittelfristig 
eintreten. Die anhaltende Knappheit auf den Wohnungs-
märkten sowie steigende Mieten bleiben damit ein struktu-
relles Thema.

Im Wohnungsbau ist für das Jahr 2026 in Hamburg von 
einer weiteren Stabilisierung auszugehen. Eine nachhaltige 
Erholung des Neubaus wird jedoch weiterhin durch hohe 
Baukosten, regulatorische Anforderungen und Kapazitäts-
engpässe begrenzt. Der öffentlich geförderte Wohnungsbau 
dürfte vor diesem Hintergrund auch im Jahr 2026 eine zen-
trale Rolle spielen und einen wesentlichen Beitrag zur 
Schaffung bezahlbaren Wohnraums leisten. Gleichzeitig 
wird in Hamburg ein kostenreduziertes Bauen im Woh-
nungsbau („Hamburg Standard“) angestrebt, um eine Kos-
tendämpfung zu erreichen und dieses strukturelle Hinder-
nis für mehr Wohnungsbau zu beseitigen.

Zusammenfassend ist für das Jahr 2026 von einer vorsichti-
gen wirtschaftlichen Erholung auszugehen, die jedoch fra-
gil bleibt und maßgeblich von politischen und externen 
Rahmenbedingungen abhängt. Eine nachhaltige Verbesse-
rung der wirtschaftlichen Perspektiven setzt voraus, dass 
strukturelle Hemmnisse konsequent adressiert und wachs-
tumsfördernde Rahmenbedingungen geschaffen werden.

Die IFB Hamburg setzt ihren Kurs zur Förderung des sozi-
alen Wohnungsbaus, von Nachhaltigkeit, wirtschaftlicher 
Innovation und sozialen Projekten auch im Geschäftsjahr 
2026 erfolgreich fort.

Den weiterhin bestehenden Herausforderungen begegnet 
die IFB Hamburg im Jahr 2026 mit einer Verbesserung und 
Ausweitung der Förderbedingungen für den sozialen Woh-
nungsbau. Für den Neubau stehen im Jahr 2026 mit einem 
Subventionsbarwert von 868 Mio. € ausreichend Mittel für 
die Förderung von über 3.000 Wohnungen im Neubau 
sowie zur umfangreichen Förderung von Modernisierungs-
maßnahmen zur Verfügung, sodass in Hamburg für Haus-
halte mit kleinen und mittleren Einkommen neuer und vor 
allem bezahlbarer Wohnraum entsteht. Hierzu wird auch 
der 3. Förderweg beitragen. Von der Erweiterung dieses 
Förder-angebots werden Impulse für bezahlbares Wohnen 
in Hamburg ausgehen, da hierdurch auch Familien mit 
mittleren Einkommen weiterhin Zugang zu erschwingli-
chen Mietwohnungen haben.

Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der energetischen 
Modernisierung von Wohngebäuden. Die IFB Hamburg 

bietet einen vielfältigen Förderfächer für die energetische 
Modernisierung von Wohngebäuden mit bereits ausdiffe-
renzierten Förder-angeboten. Die Förderangebote werden 
vor dem Hintergrund der Ziele des Hamburger Klimaplans 
in Zusammenarbeit mit der Wohnungswirtschaft weiter 
ausgebaut. Die Nachhaltigkeit gewinnt somit weiter an 
Bedeutung in den geschäftspolitischen Aktivitäten der IFB 
Hamburg. Die Entwicklung des Darlehensbestands der IFB 
Hamburg im Wohnungsbau sowie das Zinsergebnis werden 
weiterhin von der Programmausweitung profitieren, wie die 
die Ausweitung des Modernisierungsgeschäftes im vergan-
genen Jahr gezeigt hat, wird der Trend zu einer Ausweitung 
der Modernisierungsaktivitäten anhalten.

Die in der Wirtschaftsförderung etablierten Förderpro-
gramme der Hamburg-Kredit-Familie werden fortgesetzt. 
Die IFB Hamburg deckt damit ein breites Spektrum von 
Zielgruppen ab, die von Kleinstunternehmen, Migranten 
bis hin zu Handwerksbetrieben und Großunternehmen 
reichen. Die Unternehmensnachfolge bleibt ein zentraler 
Förderschwerpunkt. Bei den Corona-Krisenprogramme 
wird die Prüfung der Fördermittelnachweise im Laufe des 
Jahres 2026 abgeschlossen werden und die weitere Verwal-
tung der Bestände erfolgen.

Im Bereich der Innovationsförderung konnte die IFB auch 
2025 eine stabile und hohe Nachfrage verzeichnen. Diese 
soll sich nach gegenwärtiger Einschätzung im Jahr 2026 
fortsetzen. Die IFB Hamburg unterstützt das Ziel des 
Senats, Hamburgs Innovationskraft zu stärken. Im Rahmen 
einer überarbeiteten Innovations-strategie werden Förder-
angebote für Existenzgründer, Forschungsprojekte und 
Kooperationsvorhaben kontinuierlich ausgebaut. Darüber 
hinaus wird die Förderung sozialer Unternehmen im Rah-
men der „Social-Entrepreneurship-Strategie“ vorgenom-
men. Der InnoVentureFonds hat sich gut etabliert und wird 
seine Aktivitäten auch im Jahr 2026 fortsetzen. Hierdurch 
werden innovative Start-ups und Unternehmen in ihrer 
Risikokapitalausstattung in Hamburg in der wichtigen 
Wachstumsphase gestärkt.

Die IFB hat zudem mit Beginn des Jahres 2026 die Verant-
wortung für die nicht-monetäre Startup-Förderung „Startup 
City Hamburg“ übernommen. Durch diese Maßnahme 
werden die Rahmenbedingungen für Gründerinnen und 
Gründer weiter verbessert, indem Netzwerkstrukturen, 
Sichtbarkeit und Services für Startups gebündelt werden. In 
Kombination mit bestehenden Instrumenten wie dem 
Inno-Venture-Fonds, der Startups mit Risikokapital in der 
Wachstumsphase stärkt, erwartet die IFB für 2026 zusätzli-
che Impulse für den Innovations- und Startup-Standort 
Hamburg.

Die IFB Hamburg wird ihren Förderauftrag im Jahr 2026 
unverändert fortführen und die bestehenden Förderpro-
gramme bedarfsgerecht weiterentwickeln. Unter Berück-
sichtigung der geplanten Förderaktivitäten und der Aus-
gleichszahlungen der FHH aus dem Zins- und Verlustaus-
gleich wird für 2026 ein Jahresüberschuss auf Vorjahresni-
veau erwartet (2025: 2,0 Mio. €). Der Fokus bleibt auf der 
Förderung des sozialen Wohnungsbaus, der energetischen 
Transformation, der Unterstützung von Unternehmen 
sowie der Stärkung der Innovations- und Gründungsland-
schaft. Vor dem Hintergrund der geplanten Förderaktivitä-
ten und der Ausgleichsmechanismen mit der Freien und 
Hansestadt Hamburg wird von einer stabilen wirtschaftli-
chen Entwicklung der IFB Hamburg ausgegangen.

Hamburg, 4. März 2026

Sommer

Vorsitzender  
des Vorstandes

Heider

Vorständin
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Hamburgische Investitions- und Förderbank

Bilanz zum 31. Dezember 2025

Aktivseite
Vorjahr

EUR EUR EUR EUR

1. Barreserve
a) Kassenbestand 3.200,41 2.547,60
b) Guthaben bei Zentralnotenbanken 934.905,80 513.665,97

darunter bei der Deutschen Bundesbank 934.905,80 938.106,21 516.213,57
(Vorjahr 513.665,97 )

2. Forderungen an Kreditinstitute
a) Hypothekendarlehen 0,00 0,00
b) andere Forderungen 531.022.955,77 658.467.463,45

darunter: täglich fällig 341.136.113,48 531.022.955,77 658.467.463,45
(Vorjahr 457.011.884,21 )

3. Forderungen an Kunden
a) Hypothekendarlehen 4.667.220.450,20 4.706.458.906,37
b) Kommunalkredite 587.002.868,22 726.089.331,13
c) andere Forderungen 285.582.472,40 102.545.740,39

5.539.805.790,82 5.535.093.977,89

4. Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche 
Wertpapiere

a) Anleihen und Schuldverschreibungen
aa) von öffentlichen Emittenten 160.702.557,86 149.654.851,31

darunter: beleihbar bei der Deutschen Bundesbank 160.702.557,86
(Vorjahr 149.654.851,31 )

ab) von anderen Emittenten 562.530.445,74 593.269.124,32
darunter: beleihbar bei der Deutschen Bundesbank 562.530.445,74 723.233.003,60 742.923.975,63

(Vorjahr 593.269.124,32 )

5. Beteiligungen 5.000,00 0,00

6. Anteile an verbundenen Unternehmen 465.000,00 465.000,00

7. Treuhandvermögen 281.529.941,30 121.638.793,00
darunter: Treuhandkredite 281.529.941,30

(Vorjahr 121.638.793,00 )

8. Immaterielle Anlagewerte
a) entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche 

Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte 
sowie Lizenen an solchen Rechten und Werten

2.814.815,00 3.239.263,00

2.814.815,00 3.239.263,00

9. Sachanlagen 13.554.448,76 13.897.320,76

10. Sonstige Vermögensgegenstände 86.007.277,58 77.381.078,24

11. Rechnungsabgrenzungsposten
a) aus dem Emissions- und Darlehensgeschäft 7.670.751,30 6.987.112,71
b) andere 4.370.456,71 3.282.066,10

12.041.208,01 10.269.178,81

Summe der Aktiva 7.191.417.547,05 7.163.892.264,35

HAMBURGISCHE INVESTITIONS- UND FÖRDERBANK 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts, Hamburg

Bilanz zum 31. Dezember 2025
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Passivseite
Vorjahr

EUR EUR EUR EUR

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 2.448.765.847,13 2.593.299.082,35
a) andere Verbindlichkeiten

darunter täglich fällig 280.426.698,16
(Vorjahr 151.922.884,21 )

2. Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 464.893.958,56 407.534.324,40
a) andere Verbindlichkeiten

darunter täglich fällig 146.738,71
(Vorjahr 393.617,96 )

3. Verbriefte Verbindlichkeiten
a) begebene Schuldverschreibungen 2.517.268.548,47 2.713.476.232,48
b) sonstige Schuldverschreibungen 0,00

0,00
2.517.268.548,47 2.713.476.232,48

4. Treuhandverbindlichkeiten 281.529.941,30 121.638.793,00
darunter: Treuhandkredite 281.529.941,30

(Vorjahr 121.638.793,00 )

5. Sonstige Verbindlichkeiten
a) besondere Haushaltstitel 71.844.999,21 64.320.390,54

b) andere 452.848.806,80 378.510.218,74
524.693.806,01 442.830.609,28

6. Rechnungsabgrenzungsposten
a) aus Emissions- und Darlehensgeschäft 581.628,10 795.745,84
b) andere 1.735.230,51 2.421.939,84

2.316.858,61 3.217.685,68

7. Rückstellungen
a) Rückstellungen für Pensionen und ähnliche 

Verpflichtungen
50.829.746,00 49.479.875,00

b) andere Rückstellungen 7.177.892,43 8.508.198,77
58.007.638,43 57.988.073,77

8. Fonds für allgemeine Bankrisiken 32.300.000,00 14.300.000,00

9. Eigenkapital
a) Gezeichnetes Kapital 100.000.000,00 100.000.000,00
b) Sonderkapital für Wohnraumförderung 558.272.744,63 558.272.744,63
c) Sonderkapital für Innovationsförderung 52.332.960,94 52.332.960,94
d) Kapitalrücklage 55.000.000,00 5.000.000,00
e) Gewinnrücklagen

andere Gewinnrücklagen
- sonstige Rücklagen 94.001.757,82 91.048.773,44
   darunter aus BilMoG-Umstellung 101.986,91

(Vorjahr 101.986,91 )
f) Bilanzgewinn 2.033.485,15 2.952.984,38

861.640.948,54 809.607.463,39

Summe der Passiva 7.191.417.547,05 7.163.892.264,35

1. Eventualverbindlichkeiten
a) Verbindlichkeiten aus Bürgschaften 43.142.949,67 45.477.318,43

2. Andere Verpflichtungen
a) Unwiderrufliche Kreditzusagen 696.058.709,81 545.878.661,91

HAMBURGISCHE INVESTITIONS- UND FÖRDERBANK 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts, Hamburg

Bilanz zum 31. Dezember 2025
Passivseite

Vorjahr
EUR EUR EUR EUR

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 2.448.765.847,13 2.593.299.082,35
a) andere Verbindlichkeiten

darunter täglich fällig 280.426.698,16
(Vorjahr 151.922.884,21 )

2. Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 464.893.958,56 407.534.324,40
a) andere Verbindlichkeiten

darunter täglich fällig 146.738,71
(Vorjahr 393.617,96 )

3. Verbriefte Verbindlichkeiten
a) begebene Schuldverschreibungen 2.517.268.548,47 2.713.476.232,48
b) sonstige Schuldverschreibungen 0,00

0,00
2.517.268.548,47 2.713.476.232,48

4. Treuhandverbindlichkeiten 281.529.941,30 121.638.793,00
darunter: Treuhandkredite 281.529.941,30

(Vorjahr 121.638.793,00 )

5. Sonstige Verbindlichkeiten
a) besondere Haushaltstitel 71.844.999,21 64.320.390,54

b) andere 452.848.806,80 378.510.218,74
524.693.806,01 442.830.609,28

6. Rechnungsabgrenzungsposten
a) aus Emissions- und Darlehensgeschäft 581.628,10 795.745,84
b) andere 1.735.230,51 2.421.939,84

2.316.858,61 3.217.685,68

7. Rückstellungen
a) Rückstellungen für Pensionen und ähnliche 

Verpflichtungen
50.829.746,00 49.479.875,00

b) andere Rückstellungen 7.177.892,43 8.508.198,77
58.007.638,43 57.988.073,77

8. Fonds für allgemeine Bankrisiken 32.300.000,00 14.300.000,00

9. Eigenkapital
a) Gezeichnetes Kapital 100.000.000,00 100.000.000,00
b) Sonderkapital für Wohnraumförderung 558.272.744,63 558.272.744,63
c) Sonderkapital für Innovationsförderung 52.332.960,94 52.332.960,94
d) Kapitalrücklage 55.000.000,00 5.000.000,00
e) Gewinnrücklagen

andere Gewinnrücklagen
- sonstige Rücklagen 94.001.757,82 91.048.773,44
   darunter aus BilMoG-Umstellung 101.986,91

(Vorjahr 101.986,91 )
f) Bilanzgewinn 2.033.485,15 2.952.984,38

861.640.948,54 809.607.463,39

Summe der Passiva 7.191.417.547,05 7.163.892.264,35

1. Eventualverbindlichkeiten
a) Verbindlichkeiten aus Bürgschaften 43.142.949,67 45.477.318,43

2. Andere Verpflichtungen
a) Unwiderrufliche Kreditzusagen 696.058.709,81 545.878.661,91
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                Hamburgische Investitions- und Förderbank

                  Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit

Vorjahr
EUR EUR EUR EUR

1. Zinserträge aus
a) Kredit- und Geldmarktgeschäften 205.712.319,36 215.826.477,49

darunter negative Zinserträge 3.859,67
(Vorjahr 2.356,55 )

b) festverzinslichen Wertpapieren 10.721.602,96 9.057.208,57
darunter negative Zinserträge 0,00

(Vorjahr 0,00 )
216.433.922,32 224.883.686,06

2. Zinsaufwendungen 121.267.253,63 131.617.353,71
darunter positive Zinsaufwendungen 111.830,88

(Vorjahr 108.665,46 )
95.166.668,69 93.266.332,35

3. Provisionserträge 857.060,45 921.677,16

4. Provisionsaufwendungen 2.167.155,04 2.017.489,42
-1.310.094,59 -1.095.812,26

5. Sonstige betriebliche Erträge 29.194.971,82 25.430.065,44
darunter: aus Abzinsung von Rückstellungen 533.656,00

(Vorjahr 9.000,00 )

6. Allgemeine Verwaltungsaufwendungen
a) Personalaufwand
aa) Löhne und Gehälter 24.982.167,21 22.743.445,96
ab) Soziale Abgaben und Aufwendungen 

für Altersversorgung und für Unterstützung 8.245.963,85 7.082.949,25

darunter: für Altersversorgung 3.348.623,23 33.228.131,06 29.826.395,21
(Vorjahr 2.831.592,35 )

b) andere Verwaltungsaufwendungen 35.840.901,56 31.388.119,92
69.069.032,62 61.214.515,13

7. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf  
immaterielle Anlagewerte und Sachanlagen

1.410.706,84 1.282.730,66

8. Sonstige betriebliche Aufwendungen 1.127.952,54 486.238,17
darunter: aus Aufzinsung von Rückstellungen 3.892,00

(Vorjahr 257.160,00 )

9. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf 
Forderungen und bestimmte Wertpapiere sowie 
Zuführungen zu Rückstellungen im Kreditgeschäft 

25.444.945,02 17.408.505,60

darunter: Zuführung zum Fonds für allgemeine Bankrisiken 18.000.000,00
(Vorjahr 0,00 )

10. Erträge aus Zuschreibungen zu Beteiligungen, Anteilen an 
verbundenen Unternehmen und wie Anlagevermögen 
behandelten Wertpapieren

0,00 0,00

12. Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit 25.998.908,90 37.208.595,97

13. Ergebnis vor Zuschüssen 25.998.908,90 37.208.595,97

14. Zuschussergebnis
a) Aufwendungen für Förderungsmaßnahmen 286.855.937,00 220.750.158,07
b) Erträge aus Zuweisungen der Freien und Hansestadt 239.903.583,06 169.766.207,64
c) Ertrag aus der Entnahme aus dem Innovationsfonds 16.192.121,12 11.204.304,26
d) Ertrag aus der Entnahme aus dem Sonderfonds Innovation & 

Luftfahrt 6.794.809,07 5.524.034,58

-23.965.423,75 -34.255.611,59
15. Jahresüberschuss 2.033.485,15 2.952.984,38

16. Bilanzgewinn 2.033.485,15 2.952.984,38

vom 1. Januar bis 31. Dezember 2025

HAMBURGISCHE INVESTITIONS- UND FÖRDERBANK 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts, Hamburg

Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2025
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Die Hamburgische Investitions- und Förderbank (IFB 
Hamburg) ist eine rechtsfähige Anstalt des öffentlichen 
Rechts. Sie ist das zentrale Förderinstitut der Freien und 
Hansestadt Hamburg (alleinige Anteilseignerin und 
Anstaltsträgerin). Sie führt im staatlichen Auftrag Förder-
maßnahmen durch, insbesondere Finanzierungen im Ein-
klang mit den Beihilfevorschriften der Europäischen Union 
und unter Beachtung des gemeinschaftsrechtlichen Diskri-
minierungsverbots im eigenen Namen. Die Schwerpunkte 
liegen in der Wohnraum- und Umweltförderung sowie in 
der Wirtschafts-, Innovations- und Stadtentwicklungs
förderung.

Die IFB Hamburg mit Sitz in der Freien und Hansestadt 
Hamburg (FHH) ist beim Amtsgericht Hamburg unter 
HRA 93 261 eingetragen.

ALLGEMEINE ANGABEN

Der Jahresabschluss wurde gem. § 264 HGB in Verbindung 
mit § 340a HGB und der anzuwendenden Verordnung über 
die Rechnungslegung der Kreditinstitute, Finanzdienstleis-
tungsinstitute und Wertpapierinstitute (RechKredV) aufge-
stellt.

Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung wurden 
auf Grund der Besonderheiten des Fördergeschäftes nach 
den Formblättern für Pfandbriefbanken aufgestellt und im 
Hinblick auf die Aufgabenstellung der Anstalt ergänzt, um 
die Klarheit der Darstellung zu verbessern. Für die Gewinn- 
und Verlustrechnung wurde die Staffelform gewählt.

Die Darstellung des Zuschussergebnisses dient der Verbes-
serung der Klarheit und Transparenz der Ertragslage im 
Hinblick auf die spezifische Aufgabenstellung der IFB 
Hamburg. Sie trägt dem Umstand Rechnung, dass das 
Zuschussgeschäft in seiner wirtschaftlichen Bedeutung und 
Struktur nicht mit dem originären Bankgeschäft vergleich-
bar ist. Die Anpassung der Gliederung erfolgt gemäß § 265 
Abs. 5 HGB.

Die bis zum Bilanzstichtag emittierten Inhaberschuldver-
schreibungen sind im Freiverkehr handelbar, haben eine 
Stückelung von 100.000 € und richten sich ausschließlich 
an institutionelle Anleger. Die Bewertung erfolgt gemäß 
§ 253 Abs. 1 Satz 2 HGB zum Erfüllungsbetrag.

Gemäß § 290 Abs. 5 HGB erstellt die Bank zum 31. Dezem-
ber 2025 keinen Konzernabschluss, da die Tochter- und die 
Enkelgesellschaft der IFB Hamburg gemäß § 296  Abs.  2 
HGB auch insgesamt für die Beurteilung der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Konzerns von untergeordneter 
Bedeutung sind.

Der Jahresabschluss der IFB Hamburg wird im Unterneh-
mensregister veröffentlicht.

Die gemäß Hamburger Corporate Governance Kodex abzu-
gebende jährliche Erklärung ist ebenso wie die Offenle-
gungsberichte gemäß Teil 8 der Capital Requirements Regu-
lation (CRR) der Vorjahre über die Homepage der IFB 
Hamburg einsehbar. Sie werden dort entsprechend der 
Vorgaben der CRR vorgehalten.

Die Bank ist Mitglied des Bundesverbandes Öffentlicher 
Banken Deutschland (VÖB).

Auf Grund der am 27. Juni 2019 in Kraft getretenen Ände-
rung der Capital Requirements Directive (CRD) gilt die 
IFB Hamburg – sie wurde in Art.  2  Abs.  5  Nr.  5 CRD V 
namentlich vom Anwendungsbereich der CRD V ausge-
nommen – nicht als CRR-Kreditinstitut.

Bei den angegebenen Beträgen und Prozentangaben kön-
nen auf Grund kaufmännischer Rundung Differenzen auf-
treten.

BILANZIERUNGS- UND  
BEWERTUNGSGRUNDSÄTZE

Als Förderinstitut der FHH tätigt die IFB Hamburg ihre 
Geschäfte ausschließlich in Euro.

Die Barreserve wird zum Nennwert bewertet.

Sämtliche Darlehen und andere Forderungen einschließ-
lich der Treuhandforderungen werden gemäß  
§ 340e Abs. 2 HGB zu ihrem Nennwert abzüglich der Risi-
kovorsorge bilanziert. Für Unterschiedsbeträge zwischen 
den Nenn- und Auszahlungsbeträgen, die Zins- oder Provi-
sionscharakter haben, werden gemäß § 340e Abs.  2 HGB 
Rechnungsabgrenzungsposten aufgelöst.

In den Forderungen sind Darlehen enthalten, die gemäß 
dem besonderen Förderungsauftrag der IFB Hamburg (§ 4 
Gesetz über die Weiterentwicklung der Hamburgischen 
Wohnungsbaukreditanstalt zur Hamburgischen Investi-
tions- und Förderbank) von den Darlehensnehmern nicht 
marktüblich verzinst werden. Mit dem Inkrafttreten des 
Vertrags zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg und 
der Hamburgischen Wohnungsbaukreditanstalt über die 
Übernahme eines Zinsausgleichs zum 31.12.1997, der durch 
diverse Nachträge ergänzt wurde, wird der wirtschaftliche 
Nachteil für die IFB Hamburg aus der nicht marktüblichen 
Verzinsung kompensiert, sodass die Darlehen handelsrecht-
lich als werthaltig anzusehen sind.

Rückforderungen aus gewährten Zuschüssen, die als finan-
zielle Unterstützung infolge der Corona-Pandemie gewährt 
wurden, sind dem Treuhandvermögen zugeordnet worden, 
da die IFB Hamburg für diese Forderungen kein wirtschaft-
liches Risiko trägt. Es handelt sich ausschließlich um die 
Weiterleitung eingegangener Beträge durch die IFB Ham-
burg an die FHH.

Allen erkennbaren Risiken im Kreditgeschäft wird durch 
die Bildung von Einzelwertberichtigungen und Rückstel-
lungen Rechnung getragen. Das latente Risiko im Kreditge-
schäft wird durch Pauschalwertberichtigungen abgedeckt. 
Einzel- und Pauschalwertberichtigungen sowie Vorsorge-
reserven nach § 340 f HGB werden aktivisch von den Forde-
rungsbeständen abgesetzt.

Die Bildung und Auflösung der Einzelwertberichtigungen 
erfolgen erfolgswirksam, sodass sie als ein Bestandteil des 
Verlustausgleichs von der FHH getragen werden.

Die Berechnung der Pauschalwertberichtigungen basiert 
auf einem Expected-Loss-Ansatz unter Berücksichtigung 
der internen Risikoparameter Risikoklasse und Loss-
Given-Default-Quote. Die Methodik sowie die Parameter 
berücksichtigen den Umfang und den Risikogehalt der 
Geschäftstätigkeit des Instituts. Die Bank hat im Geschäfts-
jahr im Rahmen der Ermittlung der Pauschalrisikovorsorge 
die Stellungnahme des Instituts der Wirtschaftsprüfer in 

HAMBURGISCHE INVESTITIONS- UND FÖRDERBANK 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts, Hamburg

Anhang zum Jahresabschluss 31. Dezember 2025
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Deutschland e. V. (IDW) zur Rechnungslegung „Risikovor-
sorge für vorhersehbare, noch nicht individuell konkreti-
sierte Adressenausfallrisiken im Kreditgeschäft von Kredi-
tinstituten (Pauschalwertberichtigungen) (IDW RS BFA 
7)“ berücksichtigt. Hierbei nutzt sie das Bewertungsverein-
fachungsverfahren nach IDW RS BFA 7, die Ausgeglichen-
heitsvermutung war gegeben. Vor dem Hintergrund der 
aktuellen wirtschaftlichen und geopolitischen Unsicherhei-
ten, insbesondere der Preis- und Zinsentwicklung, der 
Entwicklung des Immobilienmarktes, die sich u. a. in ver-
änderten Transaktionsvolumina und Finanzierungsbedin-
gungen wiederspiegeln, erhöhter Insolvenzen sowie geopo-
litischer Spannungen einschließlich zunehmender handels-
politischer Unsicherheiten mit potenziellen Auswirkungen 
auf internationale Wirtschaftsbeziehungen, wurde zum 
Jahresultimo ein Management-Adjustment in Höhe von 
2.200 T€ (Vj. 1.805 T€) vorgenommen.

Die zum Bilanzstichtag ermittelten anteiligen Zinsen wer-
den gemäß RechKredV mit der zugrundeliegenden Forde-
rung oder Verbindlichkeit bilanziert.

Bei Passivgeschäften vereinnahmte Negativzinsen werden 
als Reduktion des Zinsaufwands und bei Aktivgeschäften 
abgeflossene Negativzinsen als Minderung des Zinsertrags 
erfasst.

Die IFB Hamburg schließt Zinstauschvereinbarungen 
(Derivate) sowohl zur Absicherung einzelner Positionen als 
auch der Gesamtzinsposition ab, die im Rahmen der Bank-
buchsteuerung berücksichtigt werden. Eine bilanzielle 
Zusammenfassung von Grundgeschäften und Sicherungs-
instrumenten (Bewertungseinheiten) erfolgt nicht. Die 
Marktwerte der Swaps fließen zur Erfassung potenzieller 
Risiken analog zur Steuerung des Zinsänderungsrisikos in 
die Risikovorsorgeberechnung nach IDW RS BFA 3 zum 
Stichtag ein. Die Ergebnisse aus den Zinstauschvereinba-
rungen werden in der Gewinn- und Verlustrechnung brutto 
entweder unter den Zinserträgen oder den Zinsaufwendun-
gen ausgewiesen.

Bei den Zinsswaps, für die eine Nettobetrachtung auf Ein-
zelgeschäftsebene erfolgt, ergibt sich aus den zufließenden 
negativen Zinsen entweder ein Ertrag, wenn die aus dem 
betrachteten Swap zufließenden Beträge insgesamt die 
abfließenden überschreiten bzw. eine Aufwandsreduktion 
im umgekehrten Fall. Abfließende Negativzinsen führen zu 
Aufwand, wenn der abfließende Betrag den zufließenden 
insgesamt übersteigt, ansonsten kommt es zu einer Ertrags-
reduktion.

Forderungen aus Zahlungen für Initial und Variation Mar-
gins werden als sonstige Vermögensgegenstände und Zin-
sen auf Margins bilanziert und Margins, die an den Treuge-
ber abzuführen sind, als Verbindlichkeiten gegenüber Kre-
ditinstituten (Clearing Broker: Landesbank Baden-Würt-
temberg, Stuttgart).

Anteilige Zinsen aus Zinsswaps werden periodengerecht 
abgegrenzt. Der Ausweis erfolgt in den Positionen Forde-
rungen an und Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstitu-
ten.

Zusage- und Bereitstellungsprovisionen werden ihrem zin-
sähnlichen Charakter gemäß dem Zinsergebnis zugeordnet.

Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wert-
papiere werden grundsätzlich bis zu ihrer Fälligkeit gehal-
ten. Sämtliche Wertpapiere der IFB Hamburg sind handels-
rechtlich dem Anlagebestand zugeordnet. Die Bewertung 
der festverzinslichen Wertpapiere erfolgt nach dem gemil-
derten Niederstwertprinzip. Unterschiedsbeträge zwischen 
Anschaffungskosten und Rückzahlungsbetrag werden im 
Rechnungsabgrenzungsposten erfasst und laufzeitanteilig 
erfolgswirksam gebucht. Abschreibungen werden nur bei 
dauerhafter Wertminderung vorgenommen. Der aus der 
Auflösung von Agien der Wertpapiere resultierende Auf-
wand wird entsprechend der herrschenden Meinung als 
Zinsertrag aus Wertpapieren ausgewiesen.

Anteile an verbundenen Unternehmen und Beteiligungen 
werden zu Anschaffungskosten bilanziert. Bei voraussicht-
lich dauerhafter Wertminderung werden Abschreibungen 
auf den niedrigeren beizulegenden Wert vorgenommen.

Die Sachanlagen und immateriellen Vermögensgegenstände 
des Anlagevermögens werden zu Anschaffungskosten akti-
viert und über die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer 
linear abgeschrieben. Geringwertige Wirtschaftsgüter wer-
den nach den geltenden gesetzlichen Regelungen im Jahr 
ihrer Anschaffung vollständig abgeschrieben.

Sämtliche bis zum Bilanzstichtag emittierten Inhaber-
schuldverschreibungen sind im Freiverkehr handelbar. Sie 
besitzen eine Stückelung von 100.000 € und richten sich an 
institutionelle Anleger. Gemäß § 253 Abs. 1 Satz 2 HGB 
werden sie zum Erfüllungsbetrag bewertet.

Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten und dro-
hende Verluste aus schwebenden Geschäften werden in 
Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 
notwendigen Erfüllungsbetrags bilanziert. Rückstellungen 
mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr werden 
gemäß § 253 Abs. 2 HGB auf den Barwert abgezinst.

Die Rückstellungen für Pensionen werden nach anerkannten 
versicherungsmathematischen Grundsätzen unter Anwendung 
der Projected-Unit-Credit-Methode ermittelt. Als biometrische 
Rechnungsgrundlagen wurden die „Richttafeln 2018 G“ von 
Klaus Heubeck zugrunde gelegt. Für die Abzinsung wurde pau-
schal eine durchschnittliche Restlaufzeit von 15 Jahren unter-
stellt. Der von der Deutschen Bundesbank auf den Bilanzstich-
tag ermittelte durchschnittliche Marktzinssatz der vergangenen 
zehn Jahre wurde für die Berechnungen mit 2,06  % (Vj. 1,90  %) 
angesetzt.

Die Jubiläumsrückstellungen wurden ebenfalls auf Basis 
eines entsprechenden versicherungsmathematischen Gut-
achtens ermittelt. Für die Abzinsung wurde pauschal eine 
durchschnittliche Restlaufzeit von 15 Jahren unterstellt. Der 
von der Deutschen Bundesbank auf den Bilanzstichtag ermit-
telte durchschnittliche Marktzinssatz der vergangenen sieben 
Jahre wurde mit 2,22  % (Vj. 1,96  %) angesetzt.

Für die versicherungsmathematischen Berechnungen der 
Rückstellungen für Pensionsverpflichtungen und für Jubi-
läumszuwendungen wurden zum 31.  Dezember  2025 wei-
tere, folgende Parameter unterstellt:

1. Gehaltstrend Entgelttrend bis Anfang 2026 2,50 % p.a.

Entgelttrend danach 2,00 % p.a.

Karrieretrend 0,50 % p.a.
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2. Rententrend Berechtigte nach dem RGG 1,00 % p.a.

Vorstand 2,00 % p.a.

Beamte, (ehemalige) VS bis Anfang 2026 2,50 % p.a.

Beamte, (ehemalige) VS danach 2,00 % p.a.

3. Anwartschaft- und Rententrend 0,50 % p.a.

Proleva

4. Beitragssätze zur Sozialversicherung
Krankenversicherung 8,75 %

Pflegeversicherung 1,80 %

Rentenversicherung 9,30 %

Arbeitslosenversicherung 1,30 %

U2-Umlage (Mutterschaft) 0,39 %

5. Beitragsbemessungsgrenzen Rentenversicherung 8.450,00 €

Kranken- und Pflegeversicherung 5.812,50 €

6. Trend der Bemessungsgrenze für die gesetzliche Rentenversicherung 2,00 % p.a.

7. Rechnungsgrundlagen „Heubeck-Richttafeln 2018 G“

8. Fluktuationswahrscheinlichkeit Pauschaler Abschlag in Höhe von ca. 1 % des Erfüllungsbetrages  
der Aktiven

9. Rechnungsmäßiges Pensionsalter frühestmögliches Alter zum Bezug von Altersrente in der gesetzlichen 
Rentenversicherung gemäß RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz

Verbindlichkeiten werden mit dem Erfüllungsbetrag ausge-
wiesen. Generell werden Vermögensgegenstände und Schul-
den zum Bruttowert bilanziert. Bei der Bemessung von 
Rückstellungen werden durchsetzbare und werthaltige 
Rückgriffsansprüche gegen Dritte (insbesondere der FHH) 
rückstellungsmindernd berücksichtigt.

Im Rahmen von für Dritte erbrachten Dienstleistungen 
erhält die IFB Hamburg Provisionen aus der Verwaltung 
von Treuhand- und Verwaltungskrediten.

Die IFB Hamburg hat zur verlustfreien Bewertung der zins
tragenden schwebenden Positionen des Bankbuchs zum 
31.12.2025 einen barwertigen Ansatz verwendet.

Der Bestimmung des Barwerts lagen dabei die im Rahmen 
der internen Steuerung verwendeten Annahmen des Zins
änderungsrisikos zugrunde. Der Einsatz des Eigenkapitals 
als Refinanzierungsmittel sowie eine mögliche Veräußerung 
von hoch liquiden Wertpapieren blieb bei der Bewertung 
unberücksichtigt. Die Verwaltungskosten insgesamt, 
Abschreibungen und Wertberichtigungen auf Sachanlagen, 
der erwartete Verlust des Adressenausfallrisikos sowie des 
operationellen Risikos und ein Teil des Provisionsergebnis-
ses wurden berücksichtigt. Zusätzlich wurde die fiktive 
Schließung der Aktivüberhänge durchgeführt.

Eine Rückstellung für einen Verpflichtungsüberschuss aus 
dem zinstragenden Geschäft des Bankbuchs war zum 
Bilanzstichtag nicht erforderlich, da der Nettobuchwert 
unter dem Barwert des Bankbuchs liegt.

ANGABEN UND ERLÄUTERUNGEN ZUR BILANZ

Forderungen an Kreditinstitute

  in T€ 31.12.2025 31.12.2024

täglich fällig 341.136,2 457.011,9

nach Restlaufzeiten    

• Andere Forderungen    

  l bis drei Monate 29.611,7 33.293,4

  l mehr als drei Monate bis ein Jahr 47.504,7 38.224,6

  l mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 75.314,2 88.869,0

  l mehr als fünf Jahre 37.456,2 41.068,6

  189.886,8 201.455,6

Bilanzausweis 531.023,0 658.467,5
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Forderungen an Kunden

  in T€ 31.12.2025 31.12.2024

nach Restlaufzeiten    

• Hypothekendarlehen    

  l bis drei Monate 72.793,9 68.327,4

  l mehr als drei Monate bis ein Jahr 229.021,7 200.594,6

  l mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 1.105.603,3 1.067.067,5

  l mehr als fünf Jahre 3.259.801,6 3.370.469,4

    4.667.220,5 4.706.458,9
= Kommunalkredite    

  l bis drei Monate 6.069,1 6.818,3

  l mehr als drei Monate bis ein Jahr 14.635,9 91.645,9

  l mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 103.835,7 111.285,3

  l mehr als fünf Jahre 462.462,2 516.339,8

    587.002,9 726.089,3
= Andere Forderungen    

  l bis drei Monate 5.771,8 4.546,8

  l mehr als drei Monate bis ein Jahr 8.675,7 2.900,6

  l mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 53.610,7 27.789,1

  l mehr als fünf Jahre 217.524,2 67.309,3

    285.582,4 102.545,8

  Bilanzausweis 5.539.805,8 5.535.094,0

Die Hypothekendarlehen in Höhe von 4.667.220,5  
(Vj: 4.706.458,9) sind durch Grundpfandrechte dinglich 
besichert. Der Ausweis erfolgt zum Nettobuchwert, das 
heißt zum Nominalbetrag der Forderungen abzüglich der 
gebildeten Einzel- und Pauschalwertberichtigungen. Den 
erkennbaren sowie den latenten Ausfallrisiken wurde durch 
angemessene Risikovorsorge gemäß den handelsrechtlichen 
Bewertungsgrundsätzen Rechnung getragen.

In den anderen Forderungen sind von der IFB Hamburg 
übernommene Gebührenforderungen aus bis 2011 erhobe-
nen Studiengebühren von insgesamt 160,6 T€ (Vj. 693,0 T€) 
enthalten.

Unter den Kommunalkrediten werden der FHH gewährte 
Schuldscheindarlehen in Höhe von 99.500,0  T€  
(Vj. 164.500,0 T€) ausgewiesen.

Treuhandvermögen

  in T€ 31.12.2025 31.12.2024

Forderungen an Kunden    

• Kommunalkredite/Rückforderungen 279.065,4 118.989,9

• Hypothekendarlehen 1.400,9 1.322,5

• andere Forderungen 1.063,6 1.326,4

Bilanzausweis 281.529,9 121.638,8

Den Kommunalkrediten sind Rückforderungen aus 
gewährten Corona Soforthilfen (HCS/BCS) in Höhe von 
52.056,3  T€ (Vj. 59.046,5  T€) und Rückforderungen aus 

Überbrückungshilfen von 227.009,2  T€ (Vj.  59.943,5  T€) 
zugeordnet.	  
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Entwicklung des Finanzanlagevermögens

    01.01.2025 31.12.2025

in T€
Einstands-
wert

Buchwert Zugänge
Disagio- 
Zuschrei-
bungen

Abgänge
Agio 
Abschrei-
bungen

Buchwert

Wertpapiere:              
•  andere Emittenten 561.641,3 589.686,3 24.500,4 236,8 55.000,0 610,0 558.813,4 
=  öffentliche Emittenten 157.605,2 147.427,4 35.429,5 78,7 25.000,0 82,8 157.852,7 

Anteile an verbundenen  
Unternehmen

465,0 465,0 0,0 0,0 0,0 0,0 465,0 

Beteiligungen 0,0 0,0 5,0 0,0 0,0 0,0 5,0 

Die in der Tabelle ausgewiesenen Buchwerte enthalten 
keine Zinsforderungen, Agien und Disagien wurden jedoch 
berücksichtigt.

Im Geschäftsjahr 2025 wurde eine Beteiligung in Höhe von 
5 T€ an einer neu gegründeten Servicegesellschaft von 5 
Förderbanken erworben, deren Zweck in der gemeinsamen 
Beschaffung von Dienstleistungen und Wirtschaftsgütern 
für die beteiligten Förderinstitute besteht.

Die Zinsforderungen betrugen zum Bilanzstichtag 
6.567,0  T€ (Vj. 5.810,3  T€), die Agien 1.811,9  T€ 
(Vj. 2.276,6 T€), die Disagien 1.594,9 T€ (Vj. 1.311,9 T€).

Der Anlagebestand der IFB Hamburg enthält zum 
31.12.2025 festverzinsliche, börsenfähige und -notierte 
Wertpapiere in Höhe von 723.233,0 T€ (Vj. 742.924,0 T€).

Im Geschäftsjahr 2026 werden Wertpapiere im Nominal-
wert von 51.800,0 T€ (Vj. 80.000,0 T€) fällig.

Zum 31.12.2025 bestehen stille Lasten in Höhe von 
46.123,7 T€ (Vj. 47.661,8 T€) sowie stille Reserven in Höhe 
von 1.859,0 T€ (Vj. 3.160,1 T€).

Der Buchwert der Wertpapiere mit stillen Lasten beträgt 
zum Abschlussstichtag 520.302,8 T€ (Vj. 453.645,5 T€), der 
Buchwert der Wertpapiere mit stillen Reserven 202.930,2 T€ 
(Vj. 289.278,4 T€). Eine außerplanmäßige Abschreibung bei 
Wertpapieren mit stillen Last war gemäß § 253 Abs. 3 Satz 6 
HGB nicht vorzunehmen, da die IFB Hamburg die betref-
fenden Wertpapiere mit der Absicht und Fähigkeit hält, 
diese bis zur vertraglichen Endfälligkeit zu vereinnahmen. 
Bei vertragsgemäßer Rückzahlung zum Nominalbetrag ist 
nach gegenwärtiger Beurteilung keine voraussichtlich dau-
ernde Wertminderung gegeben. Die zum Abschlussstichtag 
bestehenden stillen Lasten resultieren im Wesentlichen aus 
marktbedingten Zinsveränderungen und sind nicht auf 
eine nachhaltige Verschlechterung der Bonität der Emitten-
ten zurückzuführen.

Der Buchwert der im Rahmen echter Pensionsgeschäfte in 
Pension gegebenen Wertpapiere beträgt zum Bilanzstichtag 
0,0 T€ (Vj. 0,0 T€). Unterjährig wurden Pensionsgeschäfte 
mit einem Gesamtvolumen von 8.799 T€ abgeschlossen und 
zurückgeführt.

Entwicklung des Anlagevermögens

  in T€ Immaterielle 
Anlagewerte

Betriebs- und 
Geschäfts
ausstattung

Gebäude und 
Grundstücke

Anschaffungskosten      

  01.01.2025 9.796,0 3.091,5 20.805,6 
= Zugänge 0,0 642,3 1,0 
= Abgänge 108,1 36,7 0,0 

  31.12.2025 9.687,9 3.697,1 20.806,6 

Abschreibungen      

  01.01.2025 6.556,8 2.254,7 7.745,0 
= Zugang im Geschäftsjahr 424,4 535,6 450,7 
= Abgang im Geschäftsjahr 108,1 36,8 0,0 

  31.12.2025 6.873,1 2.753,5 8.195,7 

  (kumuliert)      

Buchwerte      

  31.12.2024 3.239,3 836,8 13.060,5 

  31.12.2025 2.814,8 943,6 12.610,9 

Die unter dem Sachanlagevermögen ausgewiesenen Grund
stücke und Gebäude werden zum Bilanzstichtag zu 80,99  % 

(Vj. 80,99 %) selbst genutzt. Dies entspricht einem Buch-
wert in Höhe von 10.213,6 T€ (Vj. 10.577,7 T€).
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Verbundene Unternehmen

Die 100 %ige Beteiligung an dem Tochterunternehmen IFB 
Innovationsstarter GmbH Hamburg, wird zu Anschaf-
fungskosten in Höhe von 465,0 T€ (Vj. 465,0 T€) ausgewie-
sen. Der Jahresabschluss des Tochterunternehmens zum 
31.12.2024 wies ein Eigenkapital von 1.017,9  T€  
(Vj. 960,3 T€) aus. Das Geschäftsjahr 2024 wurde mit einem 
Jahresüberschuss von 57,6 T€ (Vj. 49,4 T€) abgeschlossen.

Zum Bilanzstichtag bestanden Forderungen gegenüber 
dem Tochterunternehmen in Höhe von 0,0 T€ (Vj. 1,5 T€) 
aus erbrachten Dienstleistungen. Dem standen Verbind-
lichkeiten von insgesamt 422,7 T€ (Vj. 384,0 T€) gegenüber, 
für die Rückstellungen gebildet wurden. Darunter sind 
Verbindlichkeiten aus Projektträgerverträgen für die För-
derprogramme InnoRampUp, InnoFounder, InnoImpact 
und InnoFinTech für vom Tochterunternehmen erbrachte 
Leistungen in Höhe von 350,7 T€ (Vj. 382,0 T€).

Sonstige Vermögensgegenstände

  in T€ 31.12.2025 31.12.2024

• Forderungen aus Zahlungen für Initial Margins 77.522,5 67.613,1

• Forderungen aus Programmverträgen an div. Behörden der FHH 7.096,5 6.356,9

• Sonstige Forderungen 829,8 247,1

• Forderungen an die Finanzbehörde aus Rückbürgschaften 294,9 0,0

• Forderungen an einzelne Hochschulen aus gestundeten Studiengebühren 149,5 378,8

• Saldierter Anspruch gegen die FHH auf Leistung des vertraglich  
geregelten Zins- und Verlustausgleich für das 4. Quartal 114,1 2.785,2

  Bilanzausweis 86.007,3 77.381,1

Bei den Forderungen für Initial Margins handelt es sich um 
Sicherheitsleistungen der IFB Hamburg bei der Eurex Cle-
aring AG für die dort gehaltenen zentral geclearten Zinsde-
rivate.

Bei den Forderungen aus Programmverträgen an div. 
Behörden der FHH handelt es sich um Forderungen gegen-
über der Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrar-
wirtschaft (BUKEA) und der Behörde für Wirtschaft, 
Arbeit und Innovation (BWAI). Die Forderungen an die 
BWAI resultieren aus diversen Programmverträgen in 
Höhe von 5.747,6  T€ (80,4 %). Diese ergeben sich im 
Wesentlichen aus den Corona-Hilfsmaßnahmen.

Mit Abschaffung der Studiengebühren zum Wintersemes-
ter 2012/2013 erfolgt die Kostenerstattung für die Bearbei-
tung der auszugleichenden Forderungen aus der Finanzie-

rung der Studiengebühren durch die einzelnen Hochschu-
len.

Aktive Rechnungsabgrenzungen

Die aktiven Rechnungsabgrenzungen belaufen sich zum 
Bilanzstichtag auf 12.041,2 T€ (Vj. 10.269,2 T€). Sie betref-
fen im Wesentlichen Abgrenzungen aus dem Emissions- 
und Darlehensgeschäft in Höhe von 7.670,8 T€  
(Vj. 6.987,1 T€), darunter insbesondere Disagien aus eige-
nen Emissionen mit 7.414,9 T€ (Vj. 6.817,7 T€) sowie Disa-
gien im Zusammenhang mit dem Neugeschäft (Namens-
schuldverschreibungen) in Höhe von 255,9 T€  
(Vj. 169,4 T€).

Weitere aktive Rechnungsabgrenzungen entfallen auf sons-
tige Abgrenzungen in Höhe von 4.370,5 T€ (Vj. 3.282,1 T€), 
darunter insbesondere periodengerecht abgegrenzte Perso-
nalaufwendungen von 2.515,9 T€ (Vj. 2.221,9 T€).

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten

  in T€ 31.12.2025 31.12.2024

täglich fällig 280.426,7 151.922,9

nach Restlaufzeiten    

• bis drei Monate 43.650,0 132.483,7

• mehr als drei Monate bis ein Jahr 137.865,7 224.179,0

• mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 434.920,4 411.877,5

• mehr als fünf Jahre 1.551.903,0 1.672.836,0

  2.168.339,1 2.441.376,2

Bilanzausweis 2.448.765,8 2.593.299,1

In den Restlaufzeiten mehr als fünf Jahre sind zweckgebun-
dene, haftungsfreigestellte Verbindlichkeiten ggü. der KfW 
in Höhe von 56.940 T€ enthalten, die an die Enkelgesell-
schaft Innovationsstarter Fonds Hamburg GmbH durchge-
leitet wurden. Die Zweckbindung betrifft die Beteiligung 

an innovativen und wachstumsorientierten Startups und 
Mittelständern im Rahmen des Corona Fonds Programms 
(CRF) in Höhe von 31.302 T€ mit Endfälligkeit Mitte 2037 
sowie den RegioInnoGrowth (RIG) in Höhe von 25.638 T€ 
mit Endfälligkeit Ende 2039.
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Verbindlichkeiten gegenüber Kunden

  in T€ 31.12.2025 31.12.2024

täglich fällig 146,8 393,6

nach Restlaufzeiten    
l bis drei Monate 250.608,0 429,3
l mehr als drei Monate bis ein Jahr 2.430,1 251.711,4
l mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 55.186,1 30.000,0
l mehr als fünf Jahre 156.523,0 125.000,0

    464.747,2 407.140,7

  Bilanzausweis 464.894,0 407.534,3

Die in der Tabelle ausgewiesenen Verbindlichkeiten enthalten weder Agien noch Disagien. Die Disagien werden unter der 
Position Rechnungsabgrenzungsposten ausgewiesen.

Verbriefte Verbindlichkeiten

  in T€ 31.12.2025 31.12.2024

nach Restlaufzeiten    
l bis drei Monate 7.662,2 253.851,2
l mehr als drei Monate bis ein Jahr 264.606,3 264.625,0
l mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 1.135.000,0 1.385.000,0
l mehr als fünf Jahre 1.110.000,0 810.000,0

Bilanzausweis 2.517.268,5 2.713.476,2

Im Geschäftsjahr 2026 wird eine Anleihe in Höhe von 250.000,0 T€ (nominal) fällig (Vj. 500.000,0 T€).

Treuhandverbindlichkeiten

  in T€ 31.12.2025 31.12.2024

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten    

l täglich fällig 9,1 9,1

l andere Verbindlichkeiten 0,0 0,0

  9,1 9,1

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden    

l andere Verbindlichkeiten    

  – darunter andere Verbindlichkeiten 1.400,9 1.551,9

  – darunter sonstige Förderung 1.054,5 1.087,9

  2.455,4 2.639,8

Sonstige Verbindlichkeiten 279.065,4 118.989,9

  Bilanzausweis 281.529,9 121.638,8

Bei den sonstigen Verbindlichkeiten handelt es sich um offene Rückforderungen aus Zuschusszahlungen.
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Sonstige Verbindlichkeiten

  in T€ 31.12.2025 31.12.2024

Verbindlichkeiten gegenüber der Eigentümerin (FHH)    
l Verbindlichkeiten ggü. BWAI aus der Überbrückungshilfe (Corona) 155.783,9 124.265,1
l Erhaltene Rückforderungen aus Coronahilfen 128.620,8 75.961,6

l
Zweckgebundene Mittel aus besonderen Haushaltstiteln der FHH für be-
stimmte Förderprogramme 

71.845,0 64.320,4

l Corona Recovery Fonds 27.731,0 31.187,7
l Sonstige Verbindlichkeiten gegenüber der FHH 33.284,4 24.985,5
l Zweckgebundene Mittel für die Wohnungsbauförderung (Reservefonds) 20.000,0 20.000,0
l Zweckgebundene Mittel für die Innovationsförderung    

  – Innovationsfonds 17.851,0 38.528,5

  – Sonderfonds Innovation & Luftfahrt 175,2 446,4
l Verbindlichkeiten ggü. der Finanzbehörde 376,8 418,9
l Zweckgebundene Mittel für BGV-Förderungen 50,9 50,0

  455.719,0 380.164,1

Andere sonstige Verbindlichkeiten    
l Verbindlichkeiten gegenüber Zuwendungsempfängern 66.514,1 59.922,8
l Verbindlichkeiten aus der Gehaltsabrechnung 1.770,9 1.486,9
l Andere Verbindlichkeiten 689,8 1.256,8

  68.974,8 62.666,5

  Bilanzausweis 524.693,8 442.830,6

Bei den Verbindlichkeiten ggü. der BWAI aus der Überbrü-
ckungshilfe handelt es sich um von der FHH an die IFB 
Hamburg ausgezahlte Gelder im Rahmen der Coronahilfen, 

deren endgültige Abrechnung noch aussteht und für die 
zum Stichtag noch keine abschließende Entscheidung über 
eine etwaige Rückzahlung getroffen wurde.

Passive Rechnungsabgrenzungen

Zum Stichtag betragen die passiven Rechnungsabgrenzun-
gen 2.316,9 T€ (Vj. 3.217,7 T€). Davon entfallen auf das 
Emissions- und Darlehensgeschäft 581,6 T€ (Vj. 795,7 T€). 
Wesentlicher Bestandteil ist das Agio aus eigenen Emissio-
nen mit 517,2 T€ (Vj. 688,2 T€). Weitere Rechnungsabgren-
zungen belaufen sich auf 1.735,2 T€ (Vj. 2.422,0 T€). Diese 
betreffen im Wesentlichen den Geschäftsbereich Wirtschaft 
und Umwelt in Höhe von 577,2 T€ (Vj. 1.032,3 T€) sowie 

EKB-Zuschüsse in Höhe von 604,5 T€ (Vj. 753,7 T€). Es 
handelt sich im Geschäftsbereich Wirtschaft und Umwelt 
um Mittelbedarfe, welche die IFB Hamburg vorschüssig 
von der FHH erhalten hat. Bei den EKB-Zuschüssen han-
delt sich um Einbehalte für einmalige Kostenbeiträge, die 
über die Vertragslaufzeit bis zur Vollzahlung abgegrenzt 
werden.	  

Rückstellungen

  in T€ 31.12.2025 31.12.2024
l Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 50.829,7 49.479,9
l Andere Rückstellungen 7.177,9 8.508,2

Bilanzausweis 58.007,6 57.988,1

Der aus der Anpassung des Abzinsungszinssatzes der Pensi-
onsrückstellungen entstandene Unterschiedsbetrag zwi-
schen dem Ansatz der Rückstellungen nach Maßgabe des 
durchschnittlichen Marktzinssatzes aus den vergangenen 
zehn Geschäftsjahren und dem Ansatz der Rückstellungen 
nach Maßgabe des entsprechenden durchschnittlichen 
Zinssatzes der vergangenen sieben Geschäftsjahre beträgt 
-1.395,8 T€ (Vj. -521,0, T€). Eine Ausschüttungssperre liegt 
bei einem negativen Unterschiedsbetrag nicht vor.

Zum 31.12.2025 bestehen zudem Verpflichtungen aus zuge-
sagten, aber bisher nicht ausgezahlten Zuschüssen in Höhe 
von 2.459.393,4  T€ (Vj.2.136.803,6  T€). Ein Teil dieser 
Zuschüsse betrifft Aufwendungszuschüsse nach dem 

Fördersystem ab 1995 in Höhe von 130.928,5 T€ 
(Vj.  159.479,4 T€) mit Laufzeiten von bis zu mehr als 
30 Jahren.

Diese Zuschussverpflichtungen werden auf Grund der Aus-
gleichsansprüche der IFB Hamburg gegenüber der FHH 
gemäß § 17 IFB-Gesetz (IFBG) betragsmäßig nicht in 
Ansatz gebracht.

In den anderen Rückstellungen sind im Wesentlichen Risi-
kovorsorgen für Bürgschaften und Kreditzusagen in Höhe 
von 1.689,3 T€ (Vj. 2.792,3 T€) sowie Auszahlungsver-
pflichtungen aus noch nicht abgerechneten Dienstleis-
tungsverträgen in Höhe von 2.674,1 T€ (Vj. 2.488,4 T€) 
enthalten.
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Fond für allgemeine Bankrisiken

Der Fonds für allgemeine Bankrisiken nach § 340g HGB 
beläuft sich zum Bilanzstichtag auf 32.300,0 T€ (Vj. 14.300,0 

T€). Im Geschäftsjahr 2025 wurde dem Fonds ein Betrag in 
Höhe von 18.000,0 T€ zugeführt. Die Zuführung erfolgte 
vor dem Hintergrund allgemeiner Bankrisiken zur weiteren 
Stärkung der Eigenkapitalbasis.

Eigenkapital

  in T€ 31.12.2025 31.12.2024
l Grundkapital 100.000,0 100.000,0
l Sonderkapital zur Wohnraumförderung 558.272,7 558.272,7
l Sonderkapital zur Innovationsförderung 52.333,0 52.333,0
l Kapitalrücklage 55.000,0 5.000,0
l Gewinnrücklagen 94.001,7 91.048,8
l Jahresüberschuss/Bilanzgewinn 2.033,5 2.953,0

  Bilanzausweis 861.640,9 809.607,5

Im Geschäftsjahr 2025 wurde die Kapitalrücklage auf Grund 
einer Eigenkapitalzuführung der FHH auf Grundlage des 
Haushaltsbeschlusses der Hamburgischen Bürgerschaft 
zum Doppelhaushalt 2025/2026 um 50.000 T€ erhöht.

Das Sonderkapital beruht auf § 2 IFBG und stellt zweckge-
bundenes Eigenkapital dar, dass neben dem Grundkapital 

zur Erfüllung spezifischer Förderaufgaben (insbesondere 
Wohnraum- und Innovationsförderung) zur Verfügung 
steht. Es wurde mit Inkrafttreten des IFBG gesetzlich ver-
ankert und dient der dauerhaften Stärkung der Fördertätig-
keit.

Eventualverbindlichkeiten und unwiderrufliche Kreditzusagen

  in T€ 31.12.2025 31.12.2024

Eventualverbindlichkeiten    
l Bürgschaften für Konsortialfinanzierungen 41.994,1 44.162,5

l
Bürgschaften für grundpfandrechtlich gesicherte Darlehen im nachrangi-
gen Bereich

1.069,1 1.152,8

l Haftungsfreistellung für Hausbankkredite 79,8 162,0
l Ausfallbürgschaften 0,0 0,0

  Bilanzausweis 43.143,0 45.477,3

Unwiderrufliche Kreditzusagen    
l Kreditzusagen 696.058,7 545.878,7

  Bilanzausweis 696.058,7 545.878,7

Die unter der Bilanz ausgewiesenen Verbindlichkeiten aus 
Bürgschaften sowie die unwiderruflichen Kreditzusagen 
sind Bestandteil des originären Kreditgeschäfts der IFB 
Hamburg und unterliegen denselben Bewertungskriterien 
wie alle übrigen mit Adressenausfallrisiken behafteten For-
derungen.

Für beide Unterstrichpositionen wurden auf Grund der Vor-
gaben zur Ermittlung von Adressenausfallrisiken entspre-
chende Pauschalwertberichtigungen vorgenommen. Für die 
ausgewiesenen Eventualverbindlichkeiten bestehen Rück-
bürgschaften des Landes, bei erkannten Risiken wird den 
Risiken durch Rückstellungsbildung Rechnung getragen.

ANGABEN UND ERLÄUTERUNGEN  
ZUR GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG

Zinserträge

  in T€ 2025 2024
l Zinsen aus Kredit- und Geldmarktgeschäften 119.329,7 121.698,1
l Zinsausgleich 48.043,8 36.455,5
l Zinsswaps 38.338,8 57.672,9
l Zinsen aus Wertpapiergeschäften 10.721,6 9.057,2

Insgesamt 216.433,9 224.883,7

Im Geschäftsjahr 2025 liegt eine Reduktion des Zinsertrags 
auf Grund negativer Festzinsvereinbarungen in Höhe von 
515,8 T€ (Vj. 1.324,2 T€) aus Forderungen und Swaps vor, 

die im Wesentlichen vor 2022 abgeschlossen wurden und 
zum Stichtag weiterhin bestehen. Auf Zinsswaps entfällt ein 
Betrag in Höhe von 511,9 T€ (Vj. 1.321,9 T€).
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Zinsaufwendungen

  in T€ 2025 2024
l Zinsen für Refinanzierungsgeschäfte 82.246,8 78.108,7
l Zinsen für Zinsswaps 38.771,0 53.273,9
l Zinsen für sonstige Förderungen 249,5 234,8

Insgesamt 121.267,3 131.617,4

Im Geschäftsjahr 2025 liegt eine Reduktion des Zinsauf-
wands auf Grund negativer Festzinsvereinbarungen in 
Höhe von 856,2  T€ (Vj. 985,6  T€) aus Verbindlichkeiten 
und Swaps vor, die im Wesentlichen vor 2022 abgeschlossen 

wurden und zum Bilanzstichtag weiterhin bestehen. Auf 
Zinsswaps entfällt ein Betrag in Höhe von 744,4  T€ 
(Vj. 877,0 T€).	  

Provisionserträge

  in T€ 2025 2024
l Kostenbeiträge aus Fördergeschäft 854,9 910,9
l Kostenbeiträge aus Treuhandgeschäft 2,1 10,6
l Sonstige Provisionen 0,0 0,2

Insgesamt 857,0 921,7

Provisionsaufwendungen

  in T€ 2025 2024
l Bürgschafts- und Bearbeitungsgebühren Dritter 1.595,3 1.579,7
l Vermittlungsprovisionen 292,5 240,6
l Sonstige Provisionen 279,4 197,2

Insgesamt 2.167,2 2.017,5

Sonstige betriebliche Erträge und Aufwendungen

  in T€ 2025 2024

Erträge    
l Kostenerstattungen gem. Programmverträgen 23.914,0 21.520,6
l Auflösung von Rückstellungen 989,5 669,6
l Erstattung Inanspruchnahme aus Bürgschaften 874,7 0,0
l Entgelt für Studiengebührenverwaltung 618,0 1.247,7
l Abzinsung Rückstellungen 533,7 9,0
l Mieteinnahmen 323,4 308,2
l Kostenerstattung für Innovationsförderung 112,7 124,9
l Kostenerstattung für Wirtschaftsförderung 42,0 94,0
l Sonstige 1.787,0 1.456,1

  29.195,0 25.430,1

Aufwendungen    
l Inanspruchnahme aus Bürgschaften 874,7 0,0
l Aufzinsung Rückstellungen 3,9 257,2
l Sonstige 249,4 229,0

1.128,0 486,2
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Allgemeine Verwaltungsaufwendungen

  in T€ 2025 2024
l Personalkosten 33.228,1 29.826,4
l Rechts- u. andere Gutachten, Beratungen 18.850,0 17.243,4
l Organisations- und DV-Beratung 8.260,6 5.906,5
l Externe Datenverarbeitung 4.440,1 3.681,6
l Hauswirtschaftskosten 776,9 1.484,1
l Sonstige 3.513,3 3.072,5

Insgesamt 69.069,0 61.214,5

  in T€ 2025 2024

Aufwendungen für gezahlte Zuschüsse    
l Wohnungsbauförderprogramme 179.292,3 161.789,4
 Zuschüsse für Innovationsförderung 24.430,1 33.567,4
l Zuschüsse für sonstige Förderungen 76.338,7 19.869,4
l Sondermaßnahme Innovation 6.794,8 5.524,0
l Studentisches Wohnen 0,0 0,0

Insgesamt 286.855,9 220.750,2

Erträge aus erhaltenen Zuschüssen    
 Verlustausgleich 85.309,1 85.722,0
l Bundesfinanzhilfen für den sozialen Wohnungsbau 56.718,6 43.639,9
l Zuweisungen der FHH für Zuschusszahlungen 29.349,7 28.774,4
 Fördermittel für Überbrückungshilfe 68.481,2 11.594,9
 Entnahme aus dem Innovationsfonds 16.192,1 11.204,3
 Entnahme aus dem Sonderfonds Innovation & Luftfahrt 6.794,8 5.524,0
l Tilgungszuschüsse 45,0 35,0

  Insgesamt 262.890,5 186.494,5

Zuschüsse

Soweit die Zuschüsse zur Wohnungsbauförderung nicht aus 
Ertragsüberschüssen der Wohnungsbauförderung (inklu-
sive Zinsausgleich) erbracht werden können, erhält die IFB 

Hamburg Zuweisungen der FHH. Aus diesem Grund ist 
eine Zuführung zu den Rückstellungen nicht erforderlich.	

Gesamthonorar des Jahresabschlussprüfers

  in T€ 2025 2024
l Abschlussprüfungsleistungen 350,0 255,1
l Andere Bestätigungsleistungen 9,2 10,0
l Sonstige Leistungen 3.711,8 30,0

Insgesamt 4.071,0 295,1

Die für das Berichtsjahr ausgewiesenen Honorare entfallen 
auf die Deloitte GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft; 
die Vorjahreswerte betreffen die PricewaterhouseCoopers 
GmbH. Offengelegt werden die für die IFB Hamburg sowie 
ihre Tochtergesellschaften angefallenen Honorare, inklu-
sive der IFB Innovationsstarter GmbH in Höhe von 9,9 T€ 
(Vj. 7,0 T€) sowie der Innovationsstarter Fonds Hamburg 

GmbH in Höhe von 44,9 T€ (Vj. 26,4 T€), jeweils aus
schließlich Abschlussprüfungsleistungen. Die ausgewiese-
nen sonstigen Leistungen resultieren im Wesentlichen aus 
Unterstützungsleistungen im Zusammenhang mit der 
Antragsbearbeitung und den Schlussabrechnungen von 
Coronahilfsmaßnahmen.	  

SONSTIGE ANGABEN

Mindestbesteuerung

Gemäß § 285 Nr. 30a HGB sind seit dem Geschäftsjahr 2023 
Angaben zum tatsächlichen Steueraufwand oder Steuerer-

trag, der sich nach dem deutschen und ausländischen Min-
deststeuergesetz (MinStG) für das Geschäftsjahr ergibt, zu 
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machen. Gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 2 Körperschaftsteuergesetz 
(KStG) ist die IFB Hamburg von der Körperschaftsteuer 
befreit, sodass auf Grund der nicht vorliegenden Steuer-
pflicht keine Angabe erfolgt.

Derivative Geschäfte

Zum Bilanzstichtag hat die IFB Hamburg ausschließlich 
marktbewertete Derivate zur Absicherung von Zinsände-
rungsrisiken im Bestand. Sämtliche Geschäfte wurden mit 
Banken mit Sitz in der Bundesrepublik Deutschland abge-

schlossen. Die Marktwerte ermitteln sich aus der in Bloom-
berg standardmäßig hinterlegten Zinskurve „Composite 
(NY)“, die als Pricing-Zeitraum 17.00 bis 16.59  Uhr New 
Yorker-Zeit verwendet.

Zum Bilanzstichtag abgegrenzte Zinsen aus den Swapge-
schäften werden unter den Forderungen an Kreditinstitute 
in Höhe von 42.422,6 T€ (Vj. 43.661,0 T€) bzw. unter den 
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten in Höhe von 
44.344,3 T€ (Vj. 40.770,6 T€) ausgewiesen.

  in T€ 31.12.2025 31.12.2024

Nominal nach Restlaufzeiten    
l bis drei Monate 64.500,0 525.000,0
l mehr als drei Monate bis ein Jahr 297.300,0 150.000,0
l mehr ein Jahr bis fünf Jahre 1.846.000,0 1.883.300,0
l mehr als fünf Jahre 4.127.468,2 3.440.968,2

  Insgesamt 6.335.268,2 5.999.268,2

Marktwerte    
l positive 345.863,6 257.008,4
l negative 131.134,7 196.138,8

Anzahl der Mitarbeiter im Jahresdurchschnitt

  2025 2024

  weiblich männlich insgesamt insgesamt

Arbeitnehmer 186 172 358 333

davon: Teilzeitbeschäftigte 102 29 131 115

Summe 186 172 358 333

Vorstand 0 2 2 2

Auszubildende 3 6 9 8

Sonstige1) 2 6 8 7

Gesamt 191 186 377 350
1) Elternzeit und Altersteilzeit in Freistellungsphase

Gesamtbezüge und Darlehen  
der Organe und Ausschüsse

Die Mitglieder des Vorstands erhielten im abgelaufenen 
Geschäftsjahr Gesamtbezüge von insgesamt 573,9 T€, von 
denen 527,4 T€ erfolgsunabhängig und 46,5 T€ erfolgsab-
hängig (Vj. 505,9  T€ insgesamt, bestehend aus 463,1  T€ 
erfolgsunabhängiger und 42,8 T€ erfolgsabhängiger Vergü-
tung) gezahlt wurden. Vergütungsanteile mit langfristiger 
Anreizwirkung wurden nicht gezahlt. Auf den Vorstands-
vorsitzenden entfielen 264,5 T€ (Vj. 260,1 T€) erfolgsunab-
hängige und 26,8 T€ (Vj. 23,8 T€) erfolgsabhängige Bezüge. 
Das zweite Vorstandsmitglied erhielt 263,0 T€ (Vj. 203,0 T€) 
erfolgsunabhängige sowie 19,6 T€ (Vj. 19,0 T€) erfolgsab-
hängige Bezüge. Die angegebenen Bezüge des zweiten Vor-
standsmitglieds umfassen die zeitanteiligen Vergütungen 
des bis zum 30. September 2025 amtierenden sowie des ab 
dem 1. Oktober 2025 bestellten Vorstandsmitglieds.

Zahlungen an Verwaltungsratsmitglieder erfolgten 2025 in 
Höhe von 1,8 T€ (Vj. 1,4 T€). Für die Mitglieder der Aus-
schüsse wurden 2,4 T€ (Vj. 2,2 T€) aufgewendet.

Die Gesamtbezüge ehemaliger Mitglieder des Vorstands 
und ihrer Hinterbliebenen betrugen 178,6 T€ (Vj. 169,4 T€). 
Für Pensionsverpflichtungen gegenüber diesem Personen-
kreis sind 2.628,5 T€ (Vj. 2.740,8 T€) zurückgestellt.

Vorschüsse und/oder Kredite sind an die Mitglieder des 
Vorstandes wie auch im Vorjahr nicht gewährt worden. For-
derungen aus Vorschüssen und Kreditverhältnissen gegen-
über Mitgliedern des Verwaltungsrats bestehen zum Bilanz-
stichtag wie im Vorjahr nicht.

Als nahestehende Personen gelten natürliche und juristi-
sche Personen sowie Unternehmen, die auf Grund ihrer 
gesellschaftlichen Verbindung oder Organmitgliedschaft 
auf die IFB Hamburg wesentlich einwirken können.

Als nahestehende Unternehmen wurden alle zum Konzern-
verbund der FHH gehörigen Unternehmen identifiziert 
sowie Unternehmen, in denen Mitglieder der Organe der 
Bank wesentlichen Einfluss ausüben. Als nahestehende 
Privatpersonen werden Mitglieder des Vorstands und des 
Verwaltungsrats mit seinen Ausschüssen sowie deren Ange-
hörige behandelt.

Sämtliche Geschäfte mit nahestehenden Unternehmen und 
Personen wurden zu marktüblichen Bedingungen und 
Konditionen abgeschlossen. Die Angaben zu Geschäften 
mit nahestehenden Personen beruhen auf den der Bank im 
Zeitpunkt der Aufstellung des Jahresabschlusses bekannten 
Informationen.
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Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem Bilanzstichtag

Es haben sich nach Schluss des Geschäftsjahrs 2025 keine Vorgänge ereignet, die für die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Gesellschaft von besonderer Bedeutung sind.

Gewinnverwendungsvorschlag 2025

Der Vorstand hat beschlossen, dem Verwaltungsrat vorzuschlagen, den Jahresüberschuss 2025 in Höhe von 2.033,5 T€ in die 
Gewinnrücklage einzustellen.

ORGANE

Vom Senat berufene Mitglieder des Verwaltungsrates

Karen Pein 
Senatorin, Präses der Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen der Freien und Hansestadt Hamburg
Vorsitzende

Dr. Andreas Dressel
Senator, Präses der Behörde für Finanzen und Bezirke der Freien und Hansestadt Hamburg
Stellvertretender Vorsitzender

Dr. Melanie Leonhard
Senatorin, Präses der Behörde für Wirtschaft, Arbeit und Innovation der Freien und Hansestadt Hamburg

Wilfried Jastrembski (bis 30.09.2025)
Generalbevollmächtigter
HASPA Finanzholding

Heiko Braband (ab 01.10.2025)
Geschäftsführer
Norddeutscher Bankenverband e. V. 

Dr. Julia Freiheit (bis 30.09.2025)
Wirtschaftsprüferin, Steuerberaterin
FREIHEIT GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Anke-Luise Haase (ab 01.10.2025)
Wirtschaftsprüferin, Steuerberaterin
Forvis Mazars GmbH & Co. KG

Marko Lohmann
Vorstandsvorsitzender
Gemeinnützige Baugenossenschaft Bergedorf-Bille eG

Ute Schoras
Geschäftsführerin
JOBPOWER Personaldienstleistungen GmbH, Hamburg

Hjalmar Stemmann
Präsident
Handwerkskammer Hamburg

Karin Siebeck (als Vertreterin von Senatorin Pein, bis 29.04.2025)
Leiterin des Amtes für Wohnen, Stadterneuerung und Bodenordnung
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen der Freien und Hansestadt Hamburg

Dr. Friederike Mechel (als Vertreterin von Senatorin Pein, ab 01.05.2025)
Leiterin des Amtes für Wohnen, Stadterneuerung und Bodenordnung
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen der Freien und Hansestadt Hamburg

Alexander Nagl (als Vertreter von Senator Dressel, ab 01.01.2025)
Referatsleiter Finanzwirtschaft und Finanzbeteiligungen
Behörde für Finanzen und Bezirke der Freien und Hansestadt Hamburg

Klaudia Krohnsnest (als Vertreterin von Senatorin Leonhard)
Stellvertretende Referatsleiterin Steuerung Finanzierungshilfen
Behörde für Wirtschaft, Arbeit und Innovation der Freien und Hansestadt Hamburg

Dr. Maik Möller (als Vertreter von Anke-Luise Haase bzw. Julia Freiheit)
Leiter des Amtes Energie und Klima
Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft der Freien und Hansestadt Hamburg
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Arbeitnehmervertretung im Verwaltungsrat

Andreas Fluder (bis 31.07.2025)
Angestellter der Hamburgischen Investitions- und Förderbank

Thorsten König (ab 01.08.2025)
Angestellter der Hamburgischen Investitions- und Förderbank

Corinna Winkel (bis 31.07.2025)
Angestellte der Hamburgischen Investitions- und Förderbank

Anita Weinmann (ab 01.08.2025)
Angestellte der Hamburgischen Investitions- und Förderbank

Andreas Majonek
Angestellter der Hamburgischen Investitions- und Förderbank

Anna Schmidt (bis 31.07.2025)
Angestellte der Hamburgischen Investitions- und Förderbank

Katrin Lego (ab 01.08.2025)
Angestellte der Hamburgischen Investitions- und Förderbank

Vorstand

Ralf Sommer
Vorsitzender des Vorstands – Marktvorstand

Wolfgang Overkamp (bis 30.09.2025)
Vorstandsmitglied – Marktfolgevorstand

Dorothee Heider (ab 01.10.2025)
Vorstandsmitglied – Marktfolgevorstand

Staatsaufsicht

Senat der Freien und Hansestadt Hamburg

Mandate der Vorstandsmitglieder

Ralf Sommer IFB Innovationsstarter GmbH Hamburg
Besenbinderhof 31
20097 Hamburg
Vorsitzender des Aufsichtsrats

Innovationsstarter Fonds Hamburg GmbH
Besenbinderhof 31
20097 Hamburg
Mitglied des Beirats

Wolfgang Overkamp keine

Dorothee Heider IFB Innovationsstarter GmbH Hamburg
Besenbinderhof 31
20097 Hamburg
Mitglied des Aufsichtsrats

Innovationsstarter Fonds Hamburg GmbH
Besenbinderhof 31
20097 Hamburg
Mitglied des Beirats

Freie und Hansestadt Hamburg FinanzServiceAgentur AöR
Millerntorplatz 1
20359 Hamburg
Mitglied des Aufsichtsrats

Hamburg, den 4. März 2026

Sommer	 Heider

Vorsitzender des Vorstandes	 Vorständin
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Bestätigungsvermerk 
des unabhängigen Abschlussprüfers

An die Hamburgische 
Investitions- und Förderbank, Hamburg

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Hamburgische Investi-
tions- und Förderbank AöR, Hamburg, – bestehend aus der 
Bilanz zum 31. Dezember 2025 und der Gewinn- und Ver-
lustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2025 sowie dem Anhang, einschließlich der 
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
– geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der 
Hamburgische Investitions- und Förderbank AöR, Ham-
burg, für das Geschäftsjahr vom 1.  Januar bis zum 
31. Dezember 2025 geprüft. Die als ungeprüft gekennzeich-
neten Angaben im Lagebericht haben wir nicht inhaltlich 
geprüft.

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse

•	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 
wesentlichen Belangen den deutschen handelsrechtli-
chen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 
31.  Dezember 2025 sowie ihrer Ertragslage für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 
und

•	 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen 
wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
dar. Unser Prüfungsurteil zum Lagebericht erstreckt 
sich nicht auf den Inhalt der als ungeprüft gekennzeich-
neten Angaben.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmä-
ßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt 
hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestäti-
gungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von 
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit 
den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufs-
pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen 
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten 
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht zu dienen.

Sonstige Informationen

Die gesetzlichen Vertreter bzw. der Verwaltungsrat sind für 
die sonstigen Informationen verantwortlich. Die sonstigen 
Informationen umfassen:

•	 das Grußwort der Verwaltungsratsvorsitzenden (im 
Geschäftsbericht),

•	 das Vorwort des Vorstands (im Geschäftsbericht),

•	 den Förderbericht (im Geschäftsbericht),

•	 die Entlastungserklärung des Verwaltungsrates (im 
Geschäftsbericht),

•	 die als „ungeprüft“ gekennzeichneten Bestandteile des 
Lageberichts,

•	 alle übrigen Teile des Geschäftsberichts, welcher uns 
voraussichtlich erst nach dem Datum dieses Bestäti-
gungsvermerks zur Verfügung gestellt wird,

•	 aber nicht den Jahresabschluss, nicht die inhaltlich 
geprüften Angaben im Lagebericht und nicht unseren 
dazugehörigen Bestätigungsvermerk.

Unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht erstrecken sich nicht auf die sonstigen Infor-
mationen, und dementsprechend geben wir weder ein Prü-
fungsurteil noch irgendeine andere Form von Prüfungs-
schlussfolgerung hierzu ab.

Im Zusammenhang mit unserer Prüfung haben wir die Ver-
antwortung, die oben genannten sonstigen Informationen 
zu lesen und dabei zu würdigen, ob die sonstigen Informati-
onen

•	 wesentliche Unstimmigkeiten zum Jahresabschluss, zu 
den inhaltlich geprüften Angaben im Lagebericht oder 
zu unseren bei der Prüfung erlangten Kenntnissen auf-
weisen oder

•	 anderweitig wesentlich falsch dargestellt erscheinen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter  
und des Verwaltungsrats für den Jahresabschluss  
und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Auf-
stellung des Jahresabschlusses, der den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen 
entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Über-
einstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmä-
ßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die 
Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der 
frei von wesentlichen falschen Darstellungen auf Grund 
von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen der Rech-
nungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern 
ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzli-
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der 
Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, 
Sachverhalte im Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. 
Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der 
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegen-
stehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
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schluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind 
die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkeh-
rungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in 
Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen 
gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen und um ausrei-
chende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebe-
richt erbringen zu können.

Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für die Überwachung 
des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur Auf-
stellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu 
erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesent-
lichen falschen Darstellungen auf Grund von dolosen 
Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit 
dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewon-
nenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, 
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 
beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, 
aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prü-
fung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. 
Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen 
oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich ange-
sehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, 
dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses 
Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaft-
lichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen 
aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber 
hinaus

•	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentli-
cher falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im 
Lagebericht auf Grund von dolosen Handlungen oder 
Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlungen als 
Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prü-
fungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um 
als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das 
Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen resultierende 
wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, 
ist höher als das Risiko, dass eine aus Irrtümern resultie-
rende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt 
wird, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwir-
ken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen 
interner Kontrollen beinhalten können.

•	 erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung 
des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollen 
und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten 
Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlun-
gen zu planen, die unter den Umständen angemessen 
sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 

Wirksamkeit der internen Kontrollen der Gesellschaft 
bzw. dieser Vorkehrungen und Maßnahmen abzugeben.

•	 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzli-
chen Vertretern angewandten Rechnungslegungsmetho-
den sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen 
Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit 
zusammenhängenden Angaben.

•	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit 
des von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlang-
ten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicher-
heit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegeben-
heiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit 
der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss 
kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, 
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im 
Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungs-
urteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolge-
rungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres 
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. 
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können 
jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unterneh-
menstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

•	 beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jah-
resabschlusses insgesamt einschließlich der Angaben 
sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grund
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermit-
telt.

•	 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem 
Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das 
von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft.

•	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetz-
lichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten 
Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender 
geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei ins-
besondere die den zukunftsorientierten Angaben von 
den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsa-
men Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte 
Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen 
Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den 
zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde 
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereig-
nisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben 
abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortli-
chen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitpla-
nung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellun-
gen, einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel in inter-
nen Kontrollen, die wir während unserer Prüfung feststel-
len.

Hamburg, den 6. März 2026

Deloitte GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

gez. Matthias Rütten	 gez. Flemming Klappstein 
Wirtschaftsprüfer	 Wirtschaftsprüfer
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Entlastungserklärung des Verwaltungsrates

Der Verwaltungsrat und die Ausschüsse haben sich im 
Berichtsjahr in mehreren Sitzungen in Wahrnehmung ihrer 
gesetzlichen und satzungsmäßigen Aufgaben über die 
Geschäftsentwicklung der Hamburgischen Investitions- 
und Förderbank informiert, die Geschäftsführung des Vor-
standes überwacht und die erforderlichen Beschlüsse 
gefasst.
Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 ist durch die 
Deloitte GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft geprüft 

und mit dem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk ver-
sehen worden. Der Verwaltungsrat hat den Jahresabschluss 
festgestellt, den Lagebericht zur Kenntnis genommen, dem 
Vorstand Entlastung erteilt und auf Vorschlag des Vorstan-
des die Verwendung des Gewinns beschlossen.

Hamburg, den 15.04.2026

Karen Pein 
(Vorsitzende des Verwaltungsrates der IFB Hamburg)

604
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Gerichtliche Mitteilungen

Terminsbestimmung:
802 K 6/25. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll am Donnerstag, 
10.  September 2026, 10.00 Uhr, Sit-
zungssaal E.005 – Zutritt ausschließ- 
lich über Anmeldung im Erdgeschoss –
Amtsgericht Hamburg-Barmbek, Spohr-
straße 6, 22083 Hamburg, öffentlich 
versteigert werden:

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Farmsen Gemar-
kung Farmsen, Flurstück 424, Wirt-
schaftsart und Lage Gebäude- und 
Freifläche, Wohnen, Eckerkoppel 6, 
668 m², Blatt 1357.

Objektbeschreibung/Lage (laut An
gabe des Sachverständigen): Gegen-
stand der Versteigerung ist ein etwa 
eingeschossiges, unterkellertes Zwei
familienwohnhaus mit ausgebautem 
Dachgeschoss, bestehend aus einem 
oder zwei Wohneinheiten. Die Grund-
stücksgröße beträgt 668 m² und die 
Wohnfläche etwa 170 m². Das Objekt 
wurde etwa im Jahr 1936 errichtet, ist 
vermutlich leerstehend. Eine Garage ist 
im Wohnhaus integriert. Das Gebäude 
verfügt überwiegend über einen einfa-
chen Ausstattungsstandard und ist, 
dem äußeren Anschein nach, renovie-
rungs-, sowie modernisierungsbedürf-
tig und nicht bewohnbar. Eine Grund-
stücksbegehung, sowie eine Innenbe-
sichtigung konnte vom Sachverständi-
gen nicht vorgenommen werden. 
Bietinteressenten ist dringend angera-
ten das Gutachten vor Gebotsabgabe 
einzusehen.

Das über den Verkehrswert einge-
holte Gutachten kann auf der Geschäfts-
stelle (Raum 2.050, Tel. 4 28 63 - 67 95 
und - 67 98, Fax 4 27 98 34 11) montags, 
dienstags, donnerstags und freitags von 
9 Uhr bis 12 Uhr eingesehen werden. 
Infos und kostenfreier Gutachtendown-
load im Internet unter www.zvg.com.

Verkehrswert: 440.000,– Euro.

Der Versteigerungsvermerk ist am 
13.  Februar 2025 in das Grundbuch 
eingetragen worden.

Aufforderung:

Rechte, die zur Zeit der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster-
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Gläubiger widerspricht, glaubhaft 
zu machen, widrigenfalls sie bei der 
Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei-
lung des Versteigerungserlöses dem 

Anspruch des Gläubigers und den übri-
gen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Versteige-
rung des Grundstücks oder des nach 
§ 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver-
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen-
standes tritt.

Hamburg, den 19. Juni 2026

Das Amtsgericht 
Hamburg-Barmbek

Abteilung 802 605

Terminsbestimmung:
802 K 50/25. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll am Donnerstag, 
17.  September 2026, 10.00 Uhr, Sit-
zungssaal E.005 – Zutritt ausschließ- 
lich über Anmeldung im Erdgeschoss – 
Amtsgericht Hamburg-Barmbek, Spohr- 
straße 6, 22083 Hamburg, öffentlich 
versteigert werden:

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Poppenbüttel 
Miteigentumsanteil verbunden mit 
Sondereigentum, ME-Anteil 119/1.000, 
Sondereigentums-Art Wohnung und 
Keller, SE-Nummer 7, Blatt 7055 an 
Grundstück Gemarkung Poppenbüttel, 
Flurstück 1112, Wirtschaftsart und 
Lage Gebäude- und Freifläche, Wohnen 
Marienhof 7, 7A, Schleusentwiete, 
1.613 m².

Objektbeschreibung/Lage (laut An
gabe des Sachverständigen): Gegen-
stand der Versteigerung ist eine Eigen-
tumswohnung, bestehend aus drei Zim-
mer, nebst Kellerraum, Tiefgaragen-
stellplatz und Terrasse. Das Baujahr des 
gesamten Gebäudes, somit auch der 
Wohnung war 1980, sie liegt im Erdge-
schoss und ist 110,55 m² groß. Die Ver-
sorgung von Heizung und Warmwasser 
erfolgt mittels einer Gas-Zentralhei-
zung. Das Gebäude befindet sich insge-
samt in einem ordentlichen und 
gepflegten Zustand. Nach dem Einzel-
wirtschaftsplan 2025 beträgt das monat-
liche Hausgeld 730,– Euro.

Eine Innenbesichtigung der Woh-
nung konnte von dem Sachverständi-
gen nicht vorgenommen werden. Das 
Objekt wird vermutlich vom Schuldner 
eigengenutzt. Anhaltspunkte für eine 
Vermietung liegen nicht vor. Bietinte
ressenten ist dringend angeraten das 

Gutachten vor Gebotsabgabe einzuse-
hen.

Das über den Verkehrswert einge-
holte Gutachten kann auf der Geschäfts-
stelle (Raum 2.050, Tel. 4 28 63 - 67 95 
und - 67 98, Fax 4 27 98 34 11) montags, 
dienstags, donnerstags und freitags von 
9 bis 12 Uhr eingesehen werden. Infos 
und kostenfreier Gutachtendownload 
im Internet unter www.zvg.com.

Verkehrswert: 480.000,– Euro.

Der Versteigerungsvermerk ist am 
8.  Dezember 2025 in das Grundbuch 
eingetragen worden.

Aufforderung:

Rechte, die zur Zeit der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster-
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Gläubiger widerspricht, glaubhaft 
zu machen, widrigenfalls sie bei der 
Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei-
lung des Versteigerungserlöses dem 
Anspruch des Gläubigers und den übri-
gen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Versteige-
rung des Grundstücks oder des nach 
§ 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver-
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen-
standes tritt.

Hamburg, den 19. Juni 2026

Das Amtsgericht 
Hamburg-Barmbek

Abteilung 802 606

Terminsbestimmung:
902 K 14/25. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll am Donnerstag, 
27. August 2026, 10.00 Uhr, Amts
gericht Hamburg-St. Georg, Lübecker-
tordamm 4, 20099 Hamburg, Raum 
1.01, Sitzungssaal, öffentlich versteigert 
werden:

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Uhlenhorst Mit
eigentumsanteil verbunden mit Sonder
eigentum ME-Anteil 225/100.000, Son-
dereigentums-Art Wohnung mit Keller 
(belegen im 23. Obergeschoss im Ge
bäude Hamburger Straße 3), SE-Num-
mer 23/6, Blatt 3230 BV1 an dem 
Grundstück Gemarkung Uhlenhorst, 
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Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg

Vergabenummer: GMH VOB ÖA 045-26 MH

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Mittelfristige Maßnahme zum Betriebserhalt 
Von-Melle-Park 3 in 20146 Hamburg

Bauauftrag: Von-Melle-Park 3 – Dachdecker

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 2.344.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
Beginn schnellstmöglich nach Beauftragung; 
Fertigstellung ca. Dezember 2027

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
1. Juli 2026, 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
Einkauf/Vergabe 
einkauf@gmh.hamburg.de

Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen/.

Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.

Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
unter: https://gmh-hamburg.de.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 

Flurstück 777, Wirtschaftsart und Lage 
Hof- und Gebäudefläche, Anschrift 
Hamburger Straße 1/11, 15, Humboldt-
straße 1, 3, Winterhuder Weg 2, 4.456 m².

Objektbeschreibung/Lage (laut An
gabe des Sachverständigen): Die etwa 
65 m² große eigengenutzte 2-Zimmer- 
Wohnung mit Küchennische, Diele 
und Bad befindet sich im 23. Ober
geschoss im Hochhausgebäude Ham-
burger Straße 3, Baujahr um 1973, es 
besteht Denkmalschutz, Hausgeld und 
Erhaltungsrücklage etwa 1080 Euro 
monatlich, die Fassade ist sanierungs-
bedürftig.

Verkehrswert: 280.000,– Euro.

Das über den Verkehrswert des 
Grundbesitzes eingeholte Gutachten 
kann auf der Geschäftsstelle, Zimmer 
1.40 a, montags bis freitags von 9.00 Uhr 
bis 12.00 Uhr eingesehen werden. Infor-
mationen und den kostenloser Gutach-
ten-Download im Internet unter www.
zvg.com.

Der Versteigerungsvermerk ist am 
20. Juni 2025 in das Grundbuch einge-
tragen worden.

Aufforderung:
Rechte, die zur Zeit der Eintragung 

des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster-
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Gläubiger widerspricht, glaubhaft 
zu machen, widrigenfalls sie bei der 
Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei-
lung des Versteigerungserlöses dem 
Anspruch des Gläubigers und den übri-
gen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Versteige-
rung des Grundstücks oder des nach 
§  55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver-
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen-
standes tritt.

Hamburg, den 19. Juni 2026

Das Amtsgericht 
Hamburg-St. Georg

Abteilung 902 607

Ausschließungsbeschluss

420 II 17/25. In dem Verfahren für 
Peter Gerd Hiemer, Ricarda-Huch-
Ring 32, 21035 Hamburg – Antragstel-
ler und Edith Annemarie Burat-Hie-
mer, geb. Prattes, geboren am 13. Mai 
1952, Ricarda-Huch-Ring 32, 21035 
Hamburg – Antragstellerin, beschließt 
das Amtsgericht Hamburg-Bergedorf 
am 14. April 2026: 1. Der Grundschuld-
brief über die im Grundbuch des Amts-
gerichts Hamburg-Bergedorf, Gemar-
kung Allermöhe, Blatt 1723, in Abtei-
lung III Nummer 2 eingetragene 
Grundschuld zu 70.000,00 DM mit 12 % 
Zinsen jährlich sowie 2 % Nebenleis-
tungen einmalig wird für kraftlos 
erklärt. 2. Die Kosten des Verfahrens 
tragen die Antragsteller als Gesamt-
schuldner. 3. Der Geschäftswert wird 
auf 5.368,56 Euro festgesetzt.

Hamburg, den 2. Juni 2026

Das Amtsgericht 
Hamburg-Bergedorf

Abteilung 420
608

Sonstige Mitteilungen
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die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 10. Juni 2026

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 609

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg

Vergabenummer: GMH VOB ÖA 044-26 CS

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Ersatzneubau Wilhelmsburger Ruderclub 
Vogelhüttendeich 120 in 21107 Hamburg

Bauauftrag: Vogelhüttendeich 120 – Metallbau Außentüren

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 35.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
Beginn schnellstmöglich nach Beauftragung; 
Fertigstellung ca. Oktober 2026

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
3. Juli 2026, 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
Einkauf/Vergabe 
einkauf@gmh.hamburg.de

Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen/.

Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.

Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
unter: https://gmh-hamburg.de.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 11. Juni 2026

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 610

Gläubigeraufruf

Die Behörde für Justiz und Verbraucherschutz der 
Freien und Hansestadt Hamburg hat als die für die Stif-
tungsaufsicht zuständige Behörde mit Verfügung vom 
26. Mai 2026 gemäß § 87 Absatz 3 BGB auf Antrag die Auf-
lösung der Frank Waldow-Stiftung mit Sitz in der Freien 
und Hansestadt Hamburg genehmigt.

Die Auflösung der Stiftung wird gemäß § 50 des Bürger-
lichen Gesetzbuches hiermit bekannt gegeben. Die Gläubi-
gerinnen/Gläubiger werden hiermit aufgefordert, ihre 
Ansprüche bei Frank Waldow, Bredenbekstraße 32B, 22397 
Hamburg, geltend zu machen.

Hamburg, den 3. Juni 2026

Der Liquidator 611
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